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Geschaftsbereich der Bundeskanzlerin und des
Bundeskanzleramtes

1. Abgeordneter Mit welchen Forderprogrammen und -mitteln un-
Dr. Marcus Faber terstiitzt die Bundesregierung Projekte zur Stér-
(FDP) kung, Férderung und Vernetzung von Musikinitia-

tiven im Bereich Popularmusik — insbesondere fiir
Nachwuchskiinstler (Musikern) und Kulturschaft-
enden — sowie angrenzender Kulturbereiche, und
wie wurden diese Forderprogramme und -mittel
im vergangenen Jahr in Anspruch genommen (bit-
te nach Bundesldndern aufschliisseln)?

Antwort der Staatsministerin Monika Griitters
vom 4. September 2019

Das zentrale Forderinstrument der Bundesregierung fiir den Popularmu-
sikbereich ist die Initiative Musik gGmbH, die neben der Kiinstlerforde-
rung auf der Grundlage von Juryentscheidungen auch eine Forderung
von Infrastrukturprojekten ermoglicht, die u. a. ein Ziel in der Stirkung
regionaler Strukturen und Initiativen haben. Die Forderprojekte 2019
sind auf der Homepage der Initiative Musik einsehbar (http://initiative-
musik.de/struktur.html). Fiir die inhaltliche Gestaltung von Forderpro-
grammen arbeitet die initiative Musik mit bundesweit titigen Verbén-
den, wie der LiveMusicKommission oder der Deutschen Jazzunion zu-
sammen.

Im Ubrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine
Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (Bundestagsdruck-
sache 19/7880) verwiesen.

2. Abgeordneter Wer hat im Rahmen des franzosischen G7-Vorsit-
Manuel Hoferlin zes 2019 fiir die Bundesregierung an dem infor-
(FDP) mellen Treffen der G7-Digitalminister teilgenom-

men, und wer hat die Bundesregierung bei den
vergangenen Zusammenkiinften der G7-Digital-
minister jeweils vertreten (https://de.ambaf
rance.org/Informelles-Treffen-der-G7-Digitalmi
nister)?

Antwort des Staatsministers Dr. Hendrik Hoppenstedt
vom 4. September 2019

An dem informellen G7-Digitalministertreffen der franzdsischen G7-
Présidentschaft am 15. Mai 2019 in Paris hat die Beauftragte der
Bundesregierung flir Digitalisierung, Staatsministerin Dorothee Bir, teil-
genommen.

Im Jahr 2018 trafen sich auf Einladung der kanadischen G7-Prisident-
schaft die Innovationsminister der G7-Staaten, um insbesondere Themen
der Digitalisierung zu diskutieren.


http://initiative-musik.de/struktur.html
https://de.ambafrance.org/Informelles-Treffen-der-G7-Digitalminister
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Das Treffen fand im Rahmen eines gemeinsamen Innovations- und Ar-
beitsministertreffens statt. Auf Seiten der Innovationsminister wurde die
Bundesregierung durch Staatssekretir Matthias Machnig im Bundes-
ministerium fiir Wirtschaft und Energie vertreten.

Im Jahr 2017 fand auf Einladung der italienischen G7-Préasidentschaft
ein IKT- und Industrieministertreffen statt. Die Bundesregierung wurde
durch Staatssekretdr Matthias Machnig im Bundesministerium fiir Wirt-
schaft und Energie vertreten.

Im Jahr 2016 trafen sich auf Einladung der japanischen G7-Prisident-
schaft die IKT-Minister der G7-Staaten.

Die Bundesregierung wurde durch Staatssekretdr Matthias Machnig im
Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie vertreten.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums der

Finanzen

3. Abgeordneter Welche Kenntnisse haben die Bundesregierung
Dr. Danyal Bayaz und die ihr unterstechende Bundesanstalt fir Fi-
(BUNDNIS 90/ nanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) zum Konten-

DIE GRUNEN) und Kreditkartenbetrug bei der Oldenburgischen
Landesbank (z. B. Anzahl der Betroffenen, Hohe
der Schadenssumme etc.) (www.emderzeitung.de/
ostfriesland/aurich_artikel-betriiger-pliindern-
konten_arid.2030054.html), und welche Aktivita-
ten seitens der BaFin werden unternommen, um
durch Aufklarung weitere Betrugsfille dieser
konkreten Art zu verhindern?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Sarah Ryglewski
vom 6. September 2019

Die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) steht im
Kontakt mit dem betroffenen Kreditinstitut.

Einzelne Informationen zum bisherigen Untersuchungsergebnis hat die
Oldenburgische Landesbank selbst auf ihrer Internetseite verdffentlicht
(www.olb.de/olb/presse/190827-olb-debit-mastercard-missbrauch).

Die Erkenntnisse der BaFin hinsichtlich Schadenshohe und Anzahl der
Betroffenen decken sich mit diesen Informationen und den Mitteilungen
in der Presse (www.handelsblatt.com/finanzen/banken-versicherungen/

cyberkriminalitaet-kartenmissbrauch-im-grossen-stil-millionenschaden-
bei-der-o0lb/24950034.html).

Entsprechend der bankenaufsichtlichen Anforderungen an die IT (BAIT)
fordert die BaFin Informationssicherheitsrichtlinien und -prozesse bei
den Instituten ein, um UnregelméBigkeiten auf geeignete Weise vorzu-


http://www.emderzeitung.de/ostfriesland/aurich_artikel-betrüger-plündern-konten_arid.2030054.html
https://www.olb.de/olb/presse/190827-olb-debit-mastercard-missbrauch
https://www.handelsblatt.com/finanzen/banken-versicherungen/cyberkriminalitaet-kartenmissbrauch-im-grossen-stil-millionenschaden-bei-der-olb/24950034.html
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beugen und um auftretende UnregelmaBigkeiten frithzeitig aufzudecken
sowie hierauf angemessen zu reagieren.

4. Abgeordnete Zu welchem Ergebnis ist die Priifung des Bun-
Katrin Goring- desministeriums der Finanzen (BMF) zur steuer-
Eckardt lichen Vereinfachung von Sachspenden gekom-
(BUNDNIS 90/ men (Antwort auf meine Schriftliche Frage 92

DIE GRUNEN) auf  Bundestagsdrucksache  19/11243  und
www.zeit.de/wirtschaft/2019-06/warenvernich
tung-die-gruenen-online-handel-retouren-weg
werfverbot-billigelektronik#was-sagt-die-bundes
regierung-dazu vom 11. Juni 2019), und fiir den
Fall, dass der Bundesregierung Schitzungen vor-
liegen, wie hoch schétzt die Bundesregierung das
jahrliche Aufkommen von Umsatzsteuern auf
Sachspenden bzw. den Einnahmeverlust fiir den
Fall, dass ggf. die Umsatzsteuer auf Sachspenden
nicht erhoben wiirde unter Beriicksichtigung der
moglichen Auswirkungen auf den Vorsteuerabzug
der spendenden Unternehmen (beides ggf. fiir die
Jahre 2017 und 2018 und nach Bundesldndern
aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Sarah Ryglewski
vom 5. September 2019

Sachspenden unterliegen als sog. ,,unentgeltliche Wertabgabe“ nach § 3
Absatz 1b des Umsatzsteuergesetzes (UStG) der Umsatzsteuer, sofern
der (spater gespendete) Gegenstand zum vollen oder teilweisen Vorsteu-
erabzug berechtigt hat. Die Umsatzbesteuerung bei Sachspenden dient
der Kompensation des vorgenommenen Vorsteuerabzugs und soll da-
durch einen unversteuerten Letztverbrauch verhindern, der mit der gel-
tenden Systematik der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. No-
vember 2006 iiber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem, sog. Mehr-
wertsteuer-Systemrichtlinie (MwStSystRL), nicht vereinbar wire (vgl.
Artikel 16 und 26 der MwStSystRL).

Ein genereller Verzicht auf die Umsatzbesteuerung von Sachspenden
wiirde im Ergebnis auf eine Steuerbefreiung mit Vorsteuerabzug hinaus-
laufen und ist aus den vorgenannten Griinden rechtlich nicht moglich.

Deutlich entschérft wird dieses Problem regelmiBig iiber die Bemes-
sungsgrundlage der Umsatzsteuer. Diese bemisst sich im Fall einer un-
entgeltlichen Wertabgabe nach § 10 Absatz4 S. 1 Nr. 1 UStG (vgl. auch
Art. 74 MwStSystRL), d. h. nach dem (insoweit fiktiven) Einkaufspreis
im Zeitpunkt des Umsatzes (Hingabe der Spende). Dieser fiktive Ein-
kaufspreis entspricht damit in der Regel dem Wiederbeschaftungspreis
zum Zeitpunkt der Spende, wobei entsprechende Wertentwicklungen im
Zeitraum zwischen Herstellung/Anschaffung und Spende zu beriicksich-
tigen sind.

Handelt es sich bei den gespendeten Gegenstinden um Produkte, die
vernichtet werden miissten oder die aufgrund von erheblichen Material-
fehlern oder fehlender Marktgédngigkeit (z. B. Vorjahresware) nicht oder


http://www.zeit.de/wirtschaft/2019-06/warenvernichtung-die-gruenen-online-handel-retouren-wegwerfverbot-billigelektronik
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nur schwer verkduflich sind, ist ein entsprechend geringer Marktpreis als
Bemessungsgrundlage zugrunde zu legen. In diesen Féllen wird entwe-
der keine oder nur eine geringfiigige Umsatzsteuer entstehen.

In Bezug auf das Umsatzsteuerautkommen aufgrund von Sachspenden
liegen der Bundesregierung keine Schitzungen vor.

5. Abgeordnete Uber wie viele Wohnungen verfiigt die Bundesan-
Nicole Gohlke stalt fiir Immobilienaufgaben (BImA) in der Stadt
(DIE LINKE.) Miinchen insgesamt und wie ist deren derzeitiger

Vermietungsstand (bitte nach vermietet/nicht ver-
mietet und preisgebunden/nicht preisgebunden
aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 5. September 2019

Die Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben (BImA) verfiigt im Stadtge-
biet Miinchen iiber 2.742 Wohnungen. 2.630 Wohnungen sind vermietet,
79 Wohnungen sind nicht vermietet. Dies entspricht einer Leerstandquo-
te von 2,88 Prozent.

Von den 79 Wohnungen befinden sich derzeit 56 Wohnungen in der Re-
novierung, 23 Wohnungen sind bereits anschlussvermietet.

Die BImA hat keine preisgebundenen Wohnungen in ihrem Wohnungs-

bestand.

6. Abgeordnete Aus welchen Griinden hat es die BImA — trotz
Nicole Gohlke eines Appells und BuBgeldverfahrens gegen sie —
(DIE LINKE.) bis heute nicht vermocht, den seit mindestens

sechs Jahren bestehenden Leerstand bundeseige-
ner Wohnungen in der Miinchner Cincinnatistraf3e
vollstandig zu beseitigen (vgl. Landeshauptstadt
Miinchen, Anfrage Nr.14-20 / F 01523 vom
8. August 2019)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 5. September 2019

Ein Buligeldbescheid gegen die BImA ist ihr bislang nicht zugegangen.
Die BImA hat gegeniiber der Landeshauptstadt Miinchen im Rahmen
der Anhorung mit E-Mail vom 8. Juli 2019 unter anderem wie folgt Stel-
lung genommen:

,In der Wohnanlage Perlacher Forst hat die BImA ein Gebdude bereits
komplett grundsaniert. Dafiir wurde es entkernt und barrierefrei umge-
baut. Wahrend dieser Bauphase hat die Bundesanstalt fiir Immobilien-
aufgaben zusammen mit dem Staatlichen Bauamt Miinchen weitere Ge-
baude identifiziert, deren Bauzustand ebenfalls eine umfassende Grund-
sanierung, gegebenenfalls sogar einen Abbruch und Neubau, erfordert.
Ziel ist es dabei, durch den Neubau mit vier Vollgeschossen zusétzlich
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Wohnraum zu schaffen. Die Gespriache mit der Stadt Miinchen hierzu
dauern an.

Durch das Biindnis fiir Wohnen und Mieterschutz ist es zum Gespréich
zwischen dem Oberbiirgermeister Reiter und dem Vorstandssprecher der
Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben, Dr. Krupp gekommen. Hier ist
diese Thematik auch aufgegriffen worden und es bleibt zu hoffen, dass
es ein positiver Impuls in Richtung zusitzlicher Wohnraum, auch im
Perlacher Forst, ist.

Die angesprochenen Arbeiten werden sukzessive erfolgen, damit Mieter
sozial vertrdglich im Quartier umziehen kénnen. Aufgrund der vorhan-
denen Biotopflichen kann kein Neubau auf ,,griiner Wiese“ erfolgen.
Daher werden derzeit leerstehende Wohnungen in den betreffenden
Gebiduden (Cincinnatistrale 4448, Cincinnatistrale 50-54 und Penn-
str. 1-3, 81549 Miinchen) im Hinblick auf die Fortfithrung der Sanie-
rung nicht weitervermietet.*

Die Gespréache mit der Stadt Miinchen dauern bis heute an. Eine Abriss-
und Baugenehmigung wurde bislang nicht erteilt.

7. Abgeordneter Wie hoch waren die jahrlichen Einnahmen des
Enrico Komning Bundes infolge des Abfiihrens der Erbschaftsteuer
(AfD) in den Jahren 2012 bis 2018?

8. Abgeordneter Wie hoch sind die jéhrlichen Kosten des Bundes
Enrico Komning im Zusammenhang mit dem Einziehen der Erb-
(AfD) schaftsteuer zu beziffern (bitte die jahrlichen Kos-

ten fiir 2012 bis 2018 anfiihren)?

9. Abgeordneter Wie hoch waren die jahrlichen Einnahmen des
Enrico Komning Bundes infolge des Abfiihrens der Schenkung-
(AfD) steuer in den Jahren 2012 bis 2018?

10. Abgeordneter Wie hoch sind die jahrlichen Kosten des Bundes
Enrico Komning im Zusammenhang mit dem Einziehen der Schen-
(AfD) kungsteuer zu beziffern (bitte die jahrlichen Kos-

ten fiir 2012 bis 2018 anfiihren)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Sarah Ryglewski
vom 4. September 2019

Die Fragen 7 bis 10 werden zusammen beantwortet.

Die Einnahmen aus der Erbschaftsteuer/Schenkungsteuer flieBen den
Léndern zu (Art. 106 Abs. 2 Nr. 2 GG). Mithin hat der Bund aus der
Erbschaftsteuer/Schenkungsteuer keine Einnahmen erzielt.

Dem Bund entstehen keine Kosten im Zusammenhang mit dem Einzie-
hen der Erbschaftsteuer/Schenkungsteuer.
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11. Abgeordnete Wie viele Wohnungen hat der Bund in der aktuel-
Caren Lay len Legislaturperiode gebaut, und wie viele Woh-
(DIE LINKE.) nungen plant die Bundesregierung im kommen-

den Jahr zu bauen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 3. September 2019

Die Wohnungsfrage ist eine der wichtigen sozialen Fragen unserer Zeit.
Die Bundesregierung hat deshalb beim Wohngipfel am 21. September
2018 im Bundeskanzleramt mit Landern und Kommunen eine gemeinsa-
me Wohnraumoffensive verabschiedet und MaBlnahmen mit dem Ziel
abgestimmt, den Wohnungsbau zu intensivieren. Wesentlich hierfiir ist
die Schaffung des erforderlichen Planungsrechts durch die Kommunen.

Der Bund hat in der aktuellen Legislaturperiode bisher 40 Wohnungen
gebaut. Hierbei handelt es sich im Wesentlichen um Nachverdichtungen,
Komplettsanierungen und Dachgeschossausbauten.

Fiir das kommende Jahr beabsichtigt die Bundesanstalt fiir Immobilien-
aufgaben (BImA) auf der Grundlage des bislang bestehenden Planungs-
rechts den Bau von 30 Neubauwohnungen. Im Rahmen von weiteren
20 Wohnungsbauvorhaben sind Geschossaufstockungen und Dachge-
schossausbauten vorgesehen.

Dariiber hinaus ist hervorzuheben, dass die BImA seit 2015 bundesweit
den Bau von iiber 1.900 Sozialwohnungen angestof3en und allein in die-
ser Legislaturperiode durch den Verkauf von Liegenschaften an Gebiets-
korperschaften die Schaffung von weiteren rund 6.800 Wohnungen initi-
iert hat. Die Priifung des zum Verkauf stehenden und zugleich zum
Wohnungsbau grundsitzlich geeigneten Liegenschaftsportfolios habe
nach Aussagen der BImA zudem noch einmal ein Potential von bis zu
20.000 zu bauenden Wohnungen ergeben. Konkrete belastbare Angaben
dariiber, ob und inwieweit sich dieses Potential realisieren ldsst, konnen
angesichts des im Einzelfall festzustellenden kommunalen Wohnungsbe-
darfs und der Abhdngigkeit vom kommunalen Planungsrecht nicht ge-
macht werden.

12. Abgeordneter Welche Beteiligungen halten Hedgefonds aktuell
Bernd Riexinger nach Kenntnis der Bundesregierung an den
(DIE LINKE.) bundesweit tdtigen Wohnungsunternehmen in

Deutschland?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Sarah Ryglewski
vom 5. September 2019

Fiir die deutschen Hedgefonds liegen der Bundesanstalt fiir Finanz-
dienstleistungsaufsicht (BaFin) und der Deutschen Bundesbank keine
Meldungen zu entsprechenden Beteiligungen vor.

Der BaFin und der Bundesbank liegen keine Informationen vor, ob aus-
landische Hedgefonds an Wohnungsunternehmen beteiligt sind. Die Ba-
Fin erfasst Stimmrechtsmeldungen zu Beteiligungen an Emittenten aus
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der Bundesrepublik Deutschland. Diesen Stimmrechtsmeldungen ist es
jedoch nicht zweifelsfrei moglich zu entnehmen, bei welchen Aktiona-
ren es sich um Hedgefonds handelt. Zum einen sind diese nicht an ihrem
Namen zu erkennen und zum anderen meldet nicht unbedingt der Hed-
gefonds, wenn dieser beherrscht wird, sondern die oberste beherrschen-
de Person (natiirliche oder juristische Person). Eine Einteilung nach In-
vestorentyp ist deshalb nicht mdglich. Die von der EZB veroftentlichen
Daten zu auslidndischen Hedgefonds bieten keine Untergliederung nach
Beteiligungen an Immobiliengesellschaften, so dass keine Investments
in deutsche Immobiliengesellschaften ausgewiesen werden konnen.

13. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, dass bestimmte
Stefan Schmidt Online-Zahlvorgénge zukiinftig nicht mehr ohne
(BUNDNIS 90/ Smartphone oder Tablet mdglich sein werden

DIE GRUNEN) (siche FAQ zum neuen Sicherheitsverfahren der
Sparkassenkreditkarten, www.s-id-check.de/s-id-
check-faq.html, letzte Frage unter ,,Frage zum
Verfahren®), und was wird sie dagegen unterneh-
men?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Sarah Ryglewski
vom 3. September 2019

Die Zweite Zahlungsdienstrichtlinie (Richtlinie (EU) 2015/2366, ABI.
L 337 vom 23. Dezember 2015, S. 35) ersetzt ihre Vorgangerrichtlinie
mit der Zielsetzung, Innovationen im Zahlungsverkehr zu fordern, die
Sicherheit von Zahlungen zu verbessern und die Rechte der Kundinnen
und Kunden von Zahlungsdienstleistern (beispielsweise Banken oder
Sparkassen) zu stidrken. Es handelt sich um eine vollharmonisierende,
europdische Richtlinie, weswegen es den Mitgliedstaaten nicht erlaubt
ist, von den Bestimmungen der Richtlinie abweichende innerstaatliche
Rechtsvorschriften beizubehalten oder einzufiihren.

Eine konkrete Regelung des nationalen Gesetzes zur Umsetzung der
Zweiten Zahlungsdienstrichtlinie vom 17. Juli 2017 (BGBI. I S. 2446)
umfasst die Vorgabe, dass Zahlungsdienstleister eine starke Kundenau-
thentifizierung — d. h. ein Heranziehen von mindestens zwei Elementen
der Kategorie Wissen, Besitz oder Inhdrenz (stindiges Merkmal des
Kunden, z. B. Fingerabdruck) — verlangen miissen, wenn der Zahler bei-
spielsweise einen elektronischen Zahlungsvorgang auslost oder online
auf sein Zahlungskonto zugreift. Bei einem elektronischen Fernzah-
lungsvorgang muss der Authentifizierungsprozess Elemente umfassen,
die den Zahlungsvorgang dynamisch mit einem bestimmten Betrag und
einem bestimmten Zahlungsempfanger verkniipfen.

Die Anforderungen an die starke Kundenauthentifizierung einschlieBlich
der Ausnahmen werden in den technischen Regulierungsstandards
zur starken Kundenauthentifizierung (Delegierte Verordnung (EU)
2018/389, ABI. L 69 vom 13. Mirz 2018, S. 23) konkretisiert. Im Vor-
dergrund steht hierbei die Sicherheit der Gelder und Zahlungsinformati-
onen der Nutzer.

Die einschldgigen Regulierungsstandards geben den Zahlungsdienstleis-
tern nicht vor, auf welche konkrete technische Art die Sicherheitsanfor-
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derungen erfiillt werden miissen. Sie sind technikneutral ausgestaltet.
Die technische Umsetzungsentscheidung obliegt dem jeweiligen Zah-
lungsdienstleister (d. h. der Bank oder Sparkasse). Dabei existieren auch
zuldssige Verfahren der starken Kundenauthentifizierung, die — wie
bspw. das Chip-TAN-Verfahren — ohne die Nutzung eines Mobilfunkge-
rits oder tragbaren/flachen Computers auskommen.

14. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts der
Gerald Ullrich AuBerung des Bundesministers der Finanzen Olaf
(FDP) Scholz vom 11. Juni 2019 zum sogenannten Ber-

liner Mietendeckel (,,man muss iiber solche Mal-
nahmen jedenfalls mal nachdenken* www.faz.net/
aktuell/wirtschaft/finanzminister-scholz-vertei
digt-den-mietendeckel-16231913.html), die Miet-
preisbremse (Mietrechtsnovellierungsgesetz und
Mietrechtsanpassungsgesetz) zu evaluieren und
eine Anpassung nach dem Vorbild des Berliner
Mietendeckels in der Form, wie beispielsweise
die Berliner Morgenpost am 25. August 2019 tiber
ihn berichtete (www.morgenpost.de/berlin/arti
cle226873469/Berliner-sollen-nicht-mehr-als-
acht-Euro-Miete-zahlen.html), vorzunehmen (bit-
te begriinden, auch mit Hinblick auf die geltenden
volkerrechtlichen — insbesondere Investitions-
schutzrechtlinien) — und europarechtlichen Ver-
pflichtungen und auf das geltende Verfassungs-
recht)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 4. September 2019

Die Mietpreisbremse wurde bereits 2018 durch das Deutsche Institut fiir
Wirtschaftsforschung e. V. im Auftrag der Bundesregierung evaluiert.
Auf Basis der Ergebnisse hat die Bundesregierung bereits einige Regel-
ungen mit dem Mietrechtsanpassungsgesetz, das zum 1. Januar 2019 in
Kraft getreten ist, gedndert; unter anderem wurden eine vorvertragliche
Auskunftspflicht des Vermieters eingefithrt und die Riige durch den
Mieter vereinfacht. Im August 2019 wurde im Rahmen eines Miet- und
Wohnpakets beschlossen, die Mietpreisbremse um fiinf weitere Jahre zu
verldngern. Dabei soll auch geregelt werden, dass Mieter zu viel gezahl-
te Miete zurlickfordern kdnnen, wenn ein Verstof3 gegen die Mietpreis-
bremse vorliegt und sie den Verstol innerhalb von 2,5 Jahren nach Be-
ginn des Mietverhiltnisses geriigt haben.

Zur Dampfung des Mietenanstiegs wird die Bundesregierung auflerdem
den Betrachtungszeitraum fiir die ortsiibliche Vergleichsmiete von vier
auf sechs Jahre verlangern. Zudem wird die Bundesregierung bis Jahres-
ende einen Gesetzentwurf zur Reform des Mietspiegelrechts vorlegen.

Die Aussage des Bundesministers der Finanzen in der ,,Frankfurter All-
gemeinen Zeitung™ vom 11. Juni 2019 bezog sich auf die damaligen
Uberlegungen und MaBnahmen des Landes Berlins zur Entlastung des in
einigen deutschen Stddten angespannten Wohnungsmarktes. Der in der
Presse verbreitete spitere Entwurf fiir einen weitergehenden Mietende-


http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/finanzminister-scholz-verteidigt-den-mietendeckel-16231913.html
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ckel der Berliner Stadtentwicklungssenatorin lag zum Zeitpunkt des In-
terviews mit dem Bundesminister nicht vor. Die Bundesregierung sieht
keinen Anlass, den in Rede stehenden Vorschlag bei den anstehenden
Neuregelungen des Mietrechts zu beriicksichtigen.

Geschiftsbereich des Bundesministeriums des Innern, fiir
Bau und Heimat

15. Abgeordnete Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung iiber
Luise Amtsberg eine Aufarbeitung — auch juristischer Natur — so-
(BUNDNIS 90/ wie Uber etwaige strafrechtliche Konsequenzen

DIE GRUNEN) der jingst an den EU-Auflengrenzen dokumen-
tierten Menschenrechtsverletzungen durch Front-
ex-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeiter (www.das
erste.de/information/politik-weltgeschehen/re
port-muenchen/video/frontex-unter-druck-schaut-
die-eu-agentur-bei-menschenrechtsverletzungen-
zu-report-muenchen-vide-100.html), und inwie-
fern bzw. in welchem Umfang finden Schulungen
zu Grund- und Menschenrechten fiir Angehorige
der Bundespolizei vor Entsendung zu Frontex-
Einsétzen statt?

Antwort des Staatssekretirs Hans-Georg Engelke
vom 4. September 2019

Im Hinblick auf den in der Fragestellung genannten Sachverhalt und
dessen Aufarbeitung liegen der Bundesregierung keine eigenen Erkennt-
nisse vor. Deutsche Einsatzkréifte hatten im Rahmen ihrer Aufgaben-
wahrnehmung in Frontex-Operationen bisher keinen Einsatz, bei dem
Menschenrechtsverletzungen oder Grundrechtsverstdofie gemeldet wer-
den mussten.

Neben den Inhalten, die innerhalb der Bundespolizei zu den Grundrech-
ten bereits in der reguliren Aus- und Fortbildung vermittelt werden,
werden Einsatzkriafte, die an von Frontex-koordinierten Malnahmen
teilnehmen, vorab sowohl wéhrend der bundespolizeiinternen Vorberei-
tung wie auch beim Frontex-Einsatzbriefing zu Beginn der jeweiligen
Malnahme sensibilisiert.

16. Abgeordnete Inwiefern hat das Bundesamt fiir Migration und
Luise Amtsberg Fliichtlinge bei der Beauftragung des Unterneh-
(BUNDNIS 90/ mens McKinsey mit der Erstellung der Studie
DIE GRUNEN) »Riickkehr — Prozesse und Optimierungspotentia-

le* die Beriicksichtigung der riickkehrrelevanten
Situation in den Herkunftsldndern (abseits der
Kooperationsbereitschaft) gefordert, und auf wel-
chem Wege erhielt McKinsey fiir die Studie Zu-
gang zu den Daten aus dem Ausldnderzentralre-
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gister (vgl. z. B. S. 5 der Studie https://fragden
staat.de/blog/2019/07/22/klage-gewonnen-gegen-
bamf-hier-ist-der-mckinsey-report-zu-abschiebun
gen/)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Helmut Teichmann
vom 5. September 2019

Der Schwerpunkt der Untersuchung lag darin, die Prozesse im Inland zu
analysieren und Vorschlige fiir deren Optimierung zu formulieren. Um
diese Prozesse korrekt darstellen zu kdnnen, konnte die Betrachtung sich
aber nicht nur auf die Situation im Inland beschrianken, sondern musste
auch die riickkehrrelevante Situation in den Herkunfts- bzw. Zielstaaten
beriicksichtigen. Dies erfolgte durch eine Begleitung der Untersuchung
durch die entsprechende Fachseite im Bundesamt fiir Migration und
Flichtlinge (BAMF).

Fiir die Untersuchung erhielt die Auftragnehmerin Zahlenmaterial auf
Basis der Daten des Auslianderzentralregisters (AZR). Hierbei wurden
fiir die Dauer der Untersuchung monatlich Auswertungen zu ausreise-
pflichtigen Personen im Registerfithrungsreferat des BAMF erstellt, die
in Form von Excel-Dateien zur Verfiigung gestellt wurden. Es handelte
sich ausschlielich um anonymisiertes, aggregiertes Zahlenmaterial; ei-
ne Ubermittlung von personenbezogenen Daten erfolgte nicht. Die Mit-
arbeiter der Auftragsnehmerin hatten zu keinem Zeitpunkt direkten Zu-

griff auf das AZR.

17. Abgeordnete Welche Fortschritte und Ergebnisse hat die
Margarete Bause  Bundesregierung seit der Beantwortung der Klei-
(BUNDNIS 90/ nen Anfrage zum Deutsch-Chinesischen Cyber-

DIE GRUNEN) konsultationsmechanismus (Bundestagsdruck-
sache 19/9523) hinsichtlich der Etablierung eines
vom Themenumfang (vgl. Antwort der Bundes-
regierung zu Frage 9 auf Bundestagsdrucksache
19/10137) definierten Cyberkonsultationsmecha-
nismus sowie der Einrichtung der bereits im Mai
2018 angekiindigten Kontaktstelle fiir den anlass-
bezogenen, schnellen ,,[...] Austausch von Infor-
mationen zur Cybersicherheitslage in den Berei-
chen Cyberkriminalitdt, Cybersabotage und Be-
kédmpfung von terroristischen Aktivitdten im Cy-
berraum [...]* (www.bmi.bund.de/SharedDocs/
pressemitteilungen/DE/2018/05/deutsch-chinesi
scher-cyberkonsultationsmechanismus.pdf?
_blob=publicationFile&v=2& vgl. Antwort der
Bundesregierung zu den Fragen 19 bis 23 auf
Bundestagsdrucksache 19/9523) erzielt?

Antwort des Staatssekretirs Klaus Vitt
vom 4. September 2019

Im Rahmen der 2. Deutsch-Chinesischen Cybersicherheitskonsultatio-
nen (CSK) haben sich beide Seiten iiber die aktuellen Vorhaben in der


https://fragdenstaat.de/blog/2019/07/22/klage-gewonnen-gegen-bamf-hier-ist-der-mckinsey-report-zu-abschiebungen/
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2018/05/deutsch-chinesischer-cyberkonsultationsmechanismus.pdf?_blob=publicationFile&v=2&
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Cybersicherheitsgesetzgebung und Gesetzgebung hinsichtlich Cyberkri-
minalitdt informiert.

Am Ende des Gespriachs wurde ein Memorandum of Understanding zur
Einrichtung einer Kontaktstelle zwischen dem Bundesministerium des
Innern, fiir Bau und Heimat und dem chinesischen Ministerium fiir 6f-
fentliche Sicherheit unterzeichnet. Beide Seiten verstindigten sich da-
rauf, fiir den schnellen Austausch, u. a. zu aktuellen Gesetzgebungsvor-
haben oder Cybersicherheitsvorféllen, den nun eingerichteten Verbin-
dungskanal zu nutzen.

Die deutsche Delegation betonte, dass Datenschutz und Biirgerrechte bei
allen Cyberthemen hochste Prioritdt genieSen wiirden.

18. Abgeordneter Inwiefern plant die Bundesregierung den zuletzt
Dr. Jens vom Bundesministerium des Innern, fiir Bau und
Brandenburg Heimat sowie vom Bundesministerium der Justiz
(Rhein-Neckar) und fiir Verbraucherschutz veroffentlichten ,,Ent-
(FDP) wurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Ande-

rung des Geschlechtseintrags™ auf die Kritik von
Interessenverbénden hin anzupassen, und wann
plant sie diesen oder einen anderen Gesetzentwurf
zur Reform oder Abschaffung des aktuellen
Transsexuellengesetzes dem Deutschen Bundes-
tag vorzulegen?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Helmut Teichmann
vom 5. September 2019

Hinsichtlich einer Reform des Transsexuellenrechts ist der politische
Meinungsbildungsprozess noch nicht abgeschlossen. Wann ein Entwurf
dem Bundeskabinett und spédter dem Deutschen Bundestag zur Be-
schlussfassung vorgelegt werden wird, steht derzeit noch nicht fest.

19. Abgeordnete Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass
Anke Domscheit-  die in der Antwort der Bundesregierung auf die
Berg Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. auf
(DIE LINKE.) Bundestagsdrucksache 19/11908 ausgefiihrte De-

finition des Begriffs ,,Hassposting™ auch solche
Beitrdge oder Artikel umfasst, die wegen des zu-
geschriebenen oder tatsdchlichen weiblichen Ge-
schlechts und/oder der feministischen Haltung ge-
gen eine oder mehrere Person(en), Gruppe(n),
oder Institution(en) gerichtet sind?

Antwort des Staatssekretirs Hans-Georg Engelke
vom 4. September 2019

Die in der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der
Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/11908 ausgefiihrte
Definition des Begriffs ,,Hasspostings® umfasst auch solche Beitrige
oder Artikel, die wegen des zugeschriebenen oder tatsdchlichen weibli-
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chen Geschlechts und/oder der feministischen Haltung gegen eine oder
mehrere Person(en), Gruppen(n), oder Institution(en) gerichtet sind.

Dies wird unter die in der Definition ,,Hasspostings* aufgefiihrten Merk-
male der sexuellen Orientierung und/ oder der sexuellen Identitét subsu-

miert.

20. Abgeordnete Welche Uberlegungen und MaBnahmen hat die
Anke Domscheit-  Bundesregierung unternommen, um Datenschutz-
Berg erklarungen bei Internetdienstleistungen rechtssi-
(DIE LINKE.) cher maschinenlesbar auswertbar zu machen oder

die Maschinenlesbarkeit zu vereinfachen, und
welche MaBnahmen wie beispielsweise Studien,
Fordermittel etc. hat die Bundesregierung erwo-
gen, um die Erkenntnisse aus dem durch den
Bund mit rund 1 Mio. Euro geforderten Projekt
Privacy Guard/Datenschutz-Scanner (https://daten
schutz-scanner.de/das-projekt.html) zu nutzen?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Helmut Teichmann
vom 3. September 2019

Die Bundesregierung hat durch das Bundesministerium fiir Bildung und
Forschung (BMBF) das in der Frage angesprochene Projekt ,,PGuard
App und Webportal — PGuard* gefordert. Zum Projekt gehorte auch die
Entwicklung versténdlicher Datenschutzinformationen, die Verbraucher-
innen und Verbrauchern den Zugang zu Datenschutztexten erleichtern,
und die automatisierte Analyse von Datenschutzerkldrungstexten hin-
sichtlich spezifischer Inhalte. Das Projekt konnte Techniken entwickeln,
die Verbraucherinnen und Verbraucher befdhigen, selbstbestimmt iiber
Datenverarbeitungsvorginge entscheiden zu konnen. Studien zur Nut-
zung solcher Dienste und zu den Anforderungen aufgrund der Bedarfe
der Nutzerinnen und Nutzer wurden bereits im Rahmen des Projekts
durchgefiihrt. Es wurden zudem Labormuster in Form von Smartphone-
Apps entwickelt. Fiir die im Projekt entstandenen Ergebnisse konnten
verschiedene Verwertungsoptionen aufgezeigt werden. Die Verwertung
der Ergebnisse, die in BMBF-Projekten erzielt werden, erfolgt durch die
Partner des Projektkonsortiums.

21. Abgeordneter Aus welchem Grund kommt die Bundesregierung
Dr. André Hahn hinsichtlich der Zahl rechtsextremer Vorfille bei
(DIE LINKE.) der Bundespolizei auf Bundestagsdrucksache

19/12032 fiir die Jahre 2012 und 2018 zu weni-
ger und fiir die Jahre 2015, 2016 und 2017 zu
mehr Vorgingen als auf Bundestagsdrucksache
19/12469 mitgeteilt, und nach welchen Kriterien
bewertet die Bundesregierung einen Vorfall als
rechtsextrem?


https://datenschutz-scanner.de/das-projekt.html
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Antwort des Staatssekretirs Hans-Georg Engelke
vom 5. September 2019

Alle in der Antwort der Bundesregierung vom 15. November 2018
(Bundestagsdrucksache 19/5793) im Jahr 2018 gemeldeten Vorfille bei
der Bundespolizei werden weiterhin als rechtsextrem eingestuft.

Die zahlenmdBigen Abweichungen zwischen den beiden Antworten der
Bundesregierung (Bundestagsdrucksache 19/5793 vom 15. November
2018 und Bundestagsdrucksache 19/12469 vom 16. August 2019) erge-
ben sich aus der im Friithjahr 2019 vollzogenen erneuten, umfassenden
Auswertung der Sachverhalte bei der Bundespolizei. Hierbei wurde fiir
alle Verfahren nunmehr auf den exakten Zeitpunkt der Vorfille — bei
mehreren Sachverhalten bei einer Person der jeweils ersten Vorfdlle —
abgestellt.

Dadurch ergaben sich in Bezug auf das Jahr 2012 insofern Verdnderun-
gen, als das zwei Sachverhalte, die der Bundespolizei erst im Jahr 2012
bekannt geworden waren, nunmehr dem Zeitpunkt des ersten Vorfalls im
Jahr 2007 bzw. im Jahr 2010 zugeordnet wurden. Lediglich in einem
Fall, der 2012 bekannt geworden war, ereignete sich der Vorfall auch im
selben Jahr.

In Bezug auf das Jahr 2018 ergaben sich insofern Verédnderungen, als das
zwel der bislang fiinf diesem Jahr zugeordneten Sachverhalte (vgl. Bun-
destagsdrucksache 19/5793 vom 15. November 2018) aufgrund des Zeit-
punktes der Vorfille (jeweils Ende 2017) nunmehr dem Jahr 2017 zuge-
ordnet wurden.

Die hoheren Gesamtzahlen rechtsextremer Vorfille fiir die Jahre 2015,
2016 und 2017 in der Antwort der Bundesregierung vom 16. August
2019 (Bundestagsdrucksache 19/12469) beruhen ebenfalls auf der im
Friihjahr 2019 vollzogenen erneuten, umfassenden Auswertung der
Sachverhalte bei der Bundespolizei. Die Bundespolizei hat im Friihjahr
2019 alle (auch abgeschlossenen und noch nicht dem Verwertungsverbot
unterliegenden) Disziplinarverfahren einer nochmaligen Kontrolle und
Bewertung unterzogen, inwieweit bei den Verfahren rechtsextreme
Sachverhalte eine Rolle spielen. Dies insbesondere, wenn den Verfahren
mehrere unterschiedliche Sachverhalte zugrunde lagen. In den Féllen, in
denen einer dieser Sachverhalte einen rechtsextremen Bezug hatte, wur-
den diese Verfahren in die Auflistung einbezogen. Ebenso wurden die
Verfahren der Nichtilbernahme in das Beamtenverhéltnis auf Probe und
die Entlassungen auf eigenes Verlangen in die Uberpriifung einbezogen.

Die Bundespolizei erfasst und ahndet niedrigschwellig Vorfille, die als
rechtsextrem eingestuft werden. Hierunter fallen Handlungen und Aufe-
rungen, die auf eine rechtsextreme Gesinnung hindeuten und so Zweifel
begriinden, dass sich die Beamtin oder der Beamte fiir die freiheitliche
demokratische Grundordnung aktiv einsetzt. Hierzu gehoren das Ver-
breiten von Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen
(§ 86 Strafgesetzbuch), die Verwendung verfassungswidriger Kennzei-
chen (§ 86a Strafgesetzbuch), die Mitgliedschaft in einer rechtsextremen
Organisation, das offene Sympathisieren fiir eine rechtsextreme Organi-
sation und/oder Werbung fiir eine rechtsextreme Organisation sowie das
Verbreiten von Bilden, Texten, Tondokumenten mit positiver Bezugnah-
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me auf den Nationalsozialismus, die nicht unter § 86 Strafgesetzbuch

fallen.

22. Abgeordneter
Lars Herrmann
(AfD)

Wie viele Ausldander (im Sinne von § 2 Absatz 1
des Aufenthaltsgesetzes [AufenthG]) sind nach
Kenntnis der Bundesregierung mit Stand vom
30. Juni 2019 ausweislich des Auslidnderzentralre-
gistern insgesamt ausreisepflichtig, und wie viele
davon sind Inhaber einer Duldung nach § 60a Ab-
satz 2 Satz 1 AufenthG (bitte jeweils die Gesamt-
zahl angeben sowie nach den TOP 10 Herkunfts-
landern aufschliisseln?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Helmut Teichmann
vom 5. September 2019

Die Angaben zum Stichtag 30. Juni 2019 koénnen der nachfolgenden Ta-
belle entnommen werden:

Ausreisepflichtig zum darunter geduldet nach
Stichtag 30.06.2019 | § 60a Abs. 2 Satz 1 AufenthG

Alle Staatsangehorigkeiten 246.737 170.405
darunter:

Afghanistan 20.921 14.900
Irak 18.457 13.898
Serbien 12.659 9.283
Russische Foderation 12.248 9.367
Nigeria 11.748 8.456
Pakistan 10.301 8.114
Albanien 9.646 5.763
Kosovo 9.331 7.018
Ungeklart 7.224 6.089
Tiirkei 6.930 4.287

23. Abgeordnete
Manuel Hoferlin
(FDP)

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundes-
regierung fiir ihre eigene Politik aus dem offent-
lich gewordenen Gutachten des Ministeriums des
Innern und fiir Kommunales Brandenburg zur au-
tomatischen Kennzeichenerfassung in Branden-
burg, welches zu dem Schluss kommt, dass die
Anwendungspraxis der automatischen Kennzei-
chenfahndung durch die Polizei Brandenburg
rechtswidrig ist (https://netzpolitik.org/2019/kenn
zeichen-scanner-wir-veroeffentlichen-das-gutach
ten-das-ein-ende-der-auto-vorratsdatenspeiche
rung-fordert/#2019-06-05_MIK Gutachten), und
welche Gutachten hat das Bundesministerium des
Innern, fiir Bau und Heimat zu der Thematik der
automatischen ~ Kennzeichenerfassung  bereits
selbst erstellt?


https://netzpolitik.org/2019/kennzeichen-scanner-wir-veroeffentlichen-das-gutachten-das-ein-ende-der-auto-vorratsdatenspeicherung-fordert/%232019-06-05_MIK_Gutachten
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Antwort des Staatssekretirs Hans-Georg Engelke
vom 4. September 2019

Die Bundesregierung nimmt keine Bewertung der Anwendungspraxis
der automatischen Kennzeichenfahndung durch die Landespolizeien vor.

Das Bundesministerium des Innern, fir Bau und Heimat hat zu der The-
matik der automatischen Kennzeichenerfassung keine Gutachten erstellt,
es beriicksichtigt die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts bei
der Schaffung moglicher bundesgesetzlicher Regelungen jedoch unmit-

telbar.

24. Abgeordneter Welche Verbinde wurden in Bezug auf den Refe-
Manuel Hoferlin rentenentwurf des Bundesministeriums des In-
(FDP) nern, fiir Bau und Heimat (BMI) fiir ein Gesetz

zur Verbesserung der Rahmenbedingungen luftsi-
cherheitsrechtlicher Zuverlédssigkeitstiberpriifun-
gen im Rahmen einer Verbdndebeteiligung zur
Stellungnahme eingeladen, und von welchen wei-
teren Stellen sind initiative Stellungnahmen zu
dem Referentenentwurf eingegangen?

Antwort des Staatssekretirs Hans-Georg Engelke
vom 3. September 2019

Das Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat hat im Rahmen
der Verbandebeteiligung nach § 47 der Gemeinsamen Geschéftsordnung
der Bundesministerien folgenden Verbdanden Gelegenheit gegeben, zu
dem Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rahmenbedingungen
luftsicherheitsrechtlicher Zuverldssigkeitsiiberpriifungen = Stellung zu
nehmen:

— Arbeitsgemeinschaft deutscher Verkehrsflughifen e. V.

— Bundesverband deutscher Fluggesellschaften e. V.

— Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft e. V.
— Bundesverband der Luftsicherheitsunternehmen e. V.

—  Vereinigung Cockpit e. V.

— AOPA-Germany, Verband der Allgemeinen Luftfahrt e. V.

— Bundesverband der Deutschen Industrie e. V.
Von folgenden Stellen sind initiative Stellungnahmen eingegangen:

— DEKRAe. V.
— DSLV Bundesverband Spedition und Logistik e. V.
— Phoenix Contact GmbH & Co. KG
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25. Abgeordneter Wie viele Bootsmigranten hat die Bundesregie-
Fabian Jacobi rung auf Grundlage des Artikels 17 Absatz 2 der
(AfD) Verordnung (EU) Nr. 604/2013 (Dublin-III-Ver-

ordnung) seit Inkrafttreten dieser Verordnung in
Deutschland aufgenommen?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Helmut Teichmann
vom 5. September 2019

Seit Juni 2018 wurden 225 zuvor aus Seenot gerettete Personen nach
Deutschland iiberstellt, bei welchen die Bundesrepublik Deutschland zu-
vor auf Grundlage des Artikels 17 Absatz2 der Verordnung (EU)
Nr. 604/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni
2013 die Zustindigkeit zur Durchfithrung der Asylverfahren iibernom-
men hat (Stand: 30. August 2019).

26. Abgeordneter Wie viele dieser unter Frage 25 genannten Perso-
Fabian Jacobi nen sind in der polizeilichen Kriminalstatistik als
(AfD) verddchtigt erfasst, und wie viele rechtskriftig

verurteilt worden?

27. Abgeordneter Wie viele dieser unter Frage 28 Personen sind in
Fabian Jacobi der polizeilichen Kriminalstatistik als verdéchtigt
(AfD) erfasst, und wie viele rechtskriftig verurteilt wor-

den?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Helmut Teichmann
vom 5. September 2019

Die Fragen 26 und 27 werden gemeinsam beantwortet.

Eine Statistik im Sinne der Fragestellung wird von der Bundesregierung

nicht gefiihrt.

28. Abgeordneter Wie viele der Bootsmigranten, die andere EU-
Fabian Jacobi Linder im Rahmen von humanitiren ,,Gemein-
(AfD) schaftsaktionen® (O-Ton Bundesminister des In-

nern, fiir Bau und Heimat Horst Seehofer) aufge-
nommen haben, an denen auch die Bundesrepub-
lik Deutschland beteiligt war, haben danach einen
Aufenthaltsstatus in Deutschland beantragt und
erhalten?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Helmut Teichmann
vom 5. September 2019

Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung liegen der Bundesregierung
nicht vor.
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29. Abgeordneter Wie viele Schusswaffen und wie viel Munition
Konstantin Kuhle aus den Bestdnden des Bundeskriminalamtes sind
(FDP) gegenwartig als verloren gemeldet oder unauf-

findbar, und um welche Waffen oder Munition
handelt es sich dabei?

Antwort des Staatssekretirs Hans-Georg Engelke
vom 20. August 2019

Gegenwirtig sind weder Schusswaffen noch Munition aus den Bestén-
den des Bundeskriminalamtes unauffindbar oder wurden als verloren ge-

meldet.

30. Abgeordneter Inwiefern verfiigen die Sicherheitsbehorden des
Konstantin Kuhle Bundes {iber technische Mittel, um so genannte
(FDP) Deep Fakes zu erkennen, d.h. mithilfe einer

durch von authentischem Material lernenden
Kinstlichen Intelligenz gefdlschte Videos und
Audiodateien, die iiberzeugend echt aussehen und
klingen (www.handelsblatt.com/politik/deutsch
land/deep-fakes-so-werden-manipulierte-videos-
zur-gefahr-fuer-politik-und-wirtschaft/
23637912.html?ticket=ST-998796-cPKiFszT
disDBt9ZtJRI1-ap2; letzter Abruf: 23. August
2019)?

Antwort des Staatssekretirs Klaus Vitt
vom 29. August 2019

Ansétze aus Wissenschaft und Forschung zur Erkennung von sogenann-
ten Deep Fakes sind den Sicherheitsbehorden des Bundes bekannt, hier-
bei handelt es sich aber im Wesentlichen um Grundlagenforschung. In
dieser Forschungsarbeit werden u. a. existierende Erkennungs- und Ver-
falschungsverfahren betrachtet.

Beziiglich der erbetenen Informationen inwiefern die Sicherheitsbehor-
den des Bundes iiber technische Mittel verfiigen, um so genannte Deep
Fakes zu erkennen stehen iiberwiegende Belange des Staatswohls einer
Beantwortung entgegen. Mit Auskiinften zu den zur Verfiigung stehen-
den kriminaltaktischen und nachrichtendienstlichen Vorgehensweisen
und damit zu konkreten Strategien und Maflnahmen wiirde die Bundes-
regierung polizeiliche und nachrichtendienstliche Vorgehensweisen zur
Gefahrenabwehr, zur Verhinderung und Aufklarung von Straftaten oder
zur nachrichtendienstlichen Informationsbeschaffung offenlegen oder
Riickschliisse darauf ermoglichen und damit die Arbeitsfahigkeit und
Aufgabenerfiillung der Sicherheits- und Strafverfolgungsbehorden sowie
der Nachrichtendienste gefiahrden, weil Téter oder potentielle Zielperso-
nen ihr Verhalten anpassen und kiinftige Maflnahmen dadurch erschwe-
ren oder gar vereiteln konnten. Eine Preisgabe dieser sensiblen Informa-
tionen wiirde sich auf die staatliche Aufgabenwahrnehmung im Gefah-
renabwehrbereich wie auch auf die Durchsetzung des Strafverfolgungs-
anspruchs und die nachrichtendienstliche Informationsbeschaffung au-
Berordentlich nachteilig auswirken.


http://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/deep-fakes-so-werden-manipulierte-videos-zur-gefahr-fuer-politik-und-wirtschaft/23637912.html?ticket=ST-998796-cPKiFszTdisDBt9ZtJRl-ap2;%20letzter%20Abruf:%2023.08.2019
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Daraus folgt, dass die erbetenen Informationen derartig schutzbediirftige
evidente Geheimhaltungsinteressen beriihren, dass auch das geringfiigi-
ge Risiko eines Bekanntwerdens, wie es auch bei einer Ubermittlung
dieser Informationen an die Geheimschutzstelle des Deutschen Bundes-
tagesnicht ausgeschlossen werden kann, aus Staatswohlgriinden vermie-
den werden muss. In der Abwégung des parlamentarischen Informati-
onsrechts der Abgeordneten einerseits und der staatswohlbegriindeten
Geheimhaltungsinteressen andererseits muss das parlamentarische Infor-
mationsrecht daher ausnahmsweise zurtickstehen.

31. Abgeordneter Wie hat sich die Zahl der als verloren oder ge-
Konstantin Kuhle stohlen gemeldeten deutsche Personalausweise
(FDP) und Reisepésse in den letzten fiinf Jahren entwi-

ckelt (bitte Daten fiir 2019, 2018 und 2015 ange-
ben sowie nach Art des Dokuments und Verlustart
aufschliisseln)?

Antwort des Staatssekretirs Klaus Vitt
vom 29. August 2019

Statistische Angaben im Sinne der Fragestellung liegen der Bundes-
regierung nicht vor.

Grundsétzlich kann Folgendes angemerkt werden:

Durch das in Deutschland eingefiihrte zentrale Produktionsverfahren
werden Personalausweise nur unmittelbar auf Antrag hergestellt. Deut-
sche biometrische Personalausweise werden nicht blanko produziert und
konnen daher als Blanko-Dokument nicht gestohlen werden bzw. nicht
abhandenkommen.

Die Polizeiliche Kriminalitétsstatistik (PKS) Deutschlands weist Perso-
nalausweise als Gegenstinde eines Dokumentendiebstahls nicht geson-
dert aus. Verlorengegangene Personalausweise (ohne Verdacht einer
Straftat) werden von der PKS ohnehin nicht erfasst. Auch EU-Statisti-
ken (FADO) zu ge- und verfélschten Dokumenten sowie zu missbréuch-
lich verwendeten Dokumenten konnen im Sinne der Fragestellungen —
gestohlene oder abhanden gekommene echte deutsche Personalausweise
— keine ergidnzenden Informationen liefern.

In internationalen Sachfahndungen (Interpol/SLTD, Schengen/SIS) sind
zwar Angaben zum Ausstellerstaat Deutschland sowie nach Ort und Zeit
des Abhandenkommens/Diebstahls enthalten, eine automatisierte Aus-
wertung nach diesen Kriterien jedoch nicht implementiert, da eine sol-
che statistische Auswertung die Sicherheit des Reiseverkehrs nicht erho-
hen und/oder die Dokumentensicherstellung nicht beschleunigen konnte.

32. Abgeordnete Wie bewertet die Bundesregierung den bisherigen
Filiz Polat Fortschritt der Umsetzung des EU-Rahmens fiir
(BUNDNIS 90/ nationale Strategien zur Integration von Roma in

DIE GRUNEN) Bezug auf gleichberechtigten Zugang zu Beschéf-
tigung, Bildung, Wohnraum und Gesundheitsfiir-
sorge fiir Roma, insbesondere vor dem Hinter-
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grund, dass die Europdische Kommission der
Auffassung ist, dass sich die soziale Situation der
Roma kaum verbessert hat (https://ec.ecuropa.eu/
germany/news/20170830-Roma-Integration.de)
und eine EntschlieBung des Europidischen Parla-
ments dem EU-Rahmen einen Mangel ,,an klaren
Zielen und messbaren Meilensteinen® bescheinigt
(https://eudoxap01.bundestag.btg:8080/eudox/
dokumentinhalt?id=213844), und welche nationa-
len Strategien zur Integration der Roma fiir die
Zeit nach 2020 wird die Bundesregierung verfol-
gen, um die Lebensbedingungen und -chancen
von Roma hierzulande zu verbessern?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Markus Kerber
vom 5. September 2019

Bei dem in Bezug genommenen ,,EU-Rahmen fiir nationale Strategien
zur Integration der Roma bis 2020 handelt es sich um eine Initiative der
EU-Kommission. Hierzu hatte die EU-Kommission eine Evaluation des
bisherigen auf européischer Ebene erzielten Fortschritts durchgefiihrt,
deren Schlussfolgerungen Ende 2018 verdffentlicht wurden (die wich-
tigsten Ergebnisse hierzu: https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/sum
mary key findings evaluation eu fw nris 2020.pdf).

Die einzelnen Mitgliedstaaten berichten der EU-Kommission regelmé-
Big iiber den Stand der Umsetzung. Die bisherigen Berichte der Bundes-
republik Deutschland zum Stand der Umsetzung des EU-Rahmens fin-
den sich auf der folgenden Webseite: www.bmi.bund.de/SiteGlobals/
Forms/suche/expertensuche-formular.html?resourceld=9389478&in
put =10338386&pagelLocale=de&templateQueryString=Fortschrittsbe
richt+EU-Rahmen&submit.x=0&submit.y=0.

Der Fortschrittsbericht ,,EU-Rahmen fiir nationale Strategien zur Integ-
ration der Roma bis 2020 — Integrierte Mallnahmenpakete zur Integrati-
on und Teilhabe der Sinti und Roma in Deutschland* ist derzeit in Ab-
stimmung mit den Lindern und wird in Kiirze der EU-Kommission vor-
gelegt. Eine zeitnahe Verdffentlichung auf der Website des BMI wird
ebenfalls erfolgen. Der Bericht wird aufzeigen, welche MaBBnahmen und
konkreten Projekte des Bundes, der Lander und der Kommunen im Be-
richtszeitraum erfolgreich umgesetzt wurden in Bezug auf die Themen-
bereiche Beschéftigung, Bildung, Wohnraum und Gesundheitsfiirsorge.

Was die Fortentwicklung des EU-Rahmens fiir nationale Strategien zur
Integration von Roma fiir die Zeit nach 2020 anbelangt, wird sich die
Bundesregierung im Rahmen der ausstehenden Richtungsentscheidung
der EU-Kommission einbringen und bisherige Erfahrungswerte in die
kiinftige Strategie einflieen lassen.

33. Abgeordnete Wie viele weibliche und méinnliche Auszubilden-
Beate Walter- de befinden sich nach Kenntnis der Bundesregie-
Rosenheimer rung derzeit in Teilzeitausbildung in Einrichtun-
(BUNDNIS 90/ gen des Bundes (Bundesministerien, Verwaltung,

DIE GRUNEN)


https://ec.europa.eu/germany/news/20170830-Roma-Integration.de
https://eudoxap01.bundestag.btg:8080/eudox/dokumentinhalt?id=213844
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/summary_key_findings_evaluation_eu_fw_nris_2020.pdf
http://www.bmi.bund.de/SiteGlobals/Forms/suche/expertensuche-formular.html?resourceId=9389478&input_=10338386&pageLocale=de&templateQueryString=Fortschrittsbericht+EU-Rahmen&submit.x=0&submit.y=0
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Bundesbehorden und -dgmter usw.) und werden bei
deren Vergiitung Abschlige wegen der Ausbil-
dung in Teilzeit vorgenommen?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Helmut Teichmann
vom 2. September 2019

Die Anzahl der hinterfragten Personengruppe in Teilzeitausbildung des
Bundes konnen der nachfolgenden Ubersicht entnommen werden.

Geschlecht Arbeitnehmer/-innen Beamte/-innen und
Richter/-innen*

Frauen 10 0

Mainner 0 5

Insgesamt 10 5

* Benennung der Personengruppe gemaf amtlicher Statistik
Quelle: Statistisches Bundesamt, Personalstandstatistik des Bundes, Stand 30.06.2018

Bei einer Ausbildung der Beamtinnen und Beamten in Teilzeit werden
die wihrend dieser Zeit zustehenden Anwirterbeziige im gleichen Ver-
hiltnis gekiirzt wie die Arbeitszeit.

Sofern die im Rundschreiben D5-31005/4#4 vom 13. April 2015 ge-
nannten Voraussetzungen fiir die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer in Teilzeitausbildung wie Kinderbetreuung, Familienpflege oder
Schwerbehinderung vorliegen, wird keine Kiirzung des Monatsentgelts
der Auszubildenden vorgenommen.

34. Abgeordnete Auf welche Summe belaufen sich die im Rahmen
Katrin Werner des Programms ,,Sanierung kommunaler Einrich-
(DIE LINKE.) tungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kul-

tur beantragten Fordermittel der 19 Schwimmba-
der in Rheinland-Pfalz fiir eine Sanierung, die von
der Bundesregierung einen Ablehnungsbescheid
bekommen haben (Antwort der Bundesregierung
auf die Schriftliche Frage 10 des Abgeordneten
Dietmar Bartsch auf Bundestagsdrucksache
19/11017) (bitte nach Kommunen in Rheinland-
Pfalz aufschliisseln), und auf welche Summe be-
laufen sich die im Rahmen des Programms ,,Sa-
nierung kommunaler Einrichtungen in den Berei-
chen Sport, Jugend und Kultur* beantragten For-
dermittel der fiinf Schwimmbéader in Rheinland-
Pfalz fiir eine Sanierung, die von der Bundes-
regierung einen Bewilligungsbescheid bekommen
haben (bitte nach Kommunen in Rheinland-Pfalz
aufschliisseln)?
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Antwort der Staatssekretirin Anne Katrin Bohle
vom 30. August 2019

Die Hohe der Fordersumme fiir die zur Antragstellung vorgesehenen
Kommunen mit Projektskizzen zu Schwimmbédern im Land Rheinland-
Pfalz betragt insgesamt 11.245.000 Euro. Die Summe der nicht ausge-
wihlten Kommunen mit Projektskizzen zu Schwimmbéddern im Land
Rheinland-Pfalz betragt insgesamt 50.347.143 Euro.

Folgende Verteilung auf Landkreise und kreisfreie Stadte ergibt sich:

Eingegangene Projektskizzen

Ausgewihlte Bewerbungen

Efr;lzs/Stadt in Rheinland- angegebener Forderbedarf vorgesehene Forderung
Anzahl in Euro Anzahl in Euro
Ahrweiler 3 6.106.000 1 3.100.000
Altenkirchen 1 3.510.000 A e
Bad Diirkheim 2 7.486.200 J. A
Bad Kreuznach 1 266.850 A A
Bernkastel-Wittlich 1 745.200 . A
Bitburg-Priim 2 5.265.000 1 3.690.000
Cochem-Zell 1 2.520.000 . A
Germersheim 1 9.570.799 J. A
Kaiserslautern 1 8.105.000 A A
Kusel 1 3.658.500 A e
Ludwigshafen am
Rhein 1 1.260.000 1 1.260.000
Mainz-Bingen 1 2.070.450 A .
Mayen-Koblenz 1 2.475.000 1 2.475.000
Rhein-Lahn-Kreis 2 2.233.170 A e
Siidliche
Weinstralle 2 2.182.500 1 720.000
Vulkaneifel 1 1.178.100 v e
Westerwald 2 2.959.374 A A

Das Antragsverfahren, mit dem die forderfahigen Kosten gepriift wer-
den, ist derzeit noch nicht abgeschlossen. Die zur Antragstellung berech-
tigten Kommunen wurden einzeln sowie per Pressemitteilung des BMI
iiber das Auswahlergebnis des Haushaltsausschusses des Deutschen
Bundestages informiert.

35. Abgeordnete
Katrin Werner
(DIE LINKE.)

Welche Erhohung des Budgets des Forderpro-
gramms ,,Sanierung kommunaler Einrichtungen
in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur* plant
die Bundesregierung vor dem Hintergrund, dass
von bundesweit 408 Antrdgen auf Sanierung le-
diglich 67 positiv beschieden wurden (Antwort
der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 10
des Abgeordneten Dietmar Bartsch auf Bundes-

tagsdrucksache 19/11017)?



Drucksache 19/13020 -22- Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

Antwort der Staatssekretirin Anne Katrin Bohle
vom 30. August 2019

Die Forderung kommunaler Einrichtungen des Breitensports liegt grund-
sitzlich in der Zustdndigkeit der Kommunen. Auch sind die Lénder in
ihrer Zustindigkeit fiir die Finanzausstattung der Kommunen aufgeru-
fen, die Kommunen bei der Erhaltung von Sportstétten fiir den Breiten-
sport angemessen zu unterstiitzen und tun dies auch mit eigenen Pro-
grammen. Im Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2020 sind die zur
Ausfinanzierung der Férderprogramme bis 2018 sowie des Forderpro-
gramms 2019 erforderlichen Mittel (82,5 Mio. Euro fiir das Jahr 2020)

vorgesehen.

36. Abgeordnete Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung
Katrin Werner der Bestand an gebundenen Sozialwohnungen in
(DIE LINKE.) Rheinland-Pfalz von 2008 bis 2018 entwickelt

(bitte nach Jahren aufschliisseln)?

Antwort der Staatssekretirin Anne Katrin Bohle
vom 4. September 2019

Der Bestand an Sozialmietwohnungen in Rheinland-Pfalz hat sich nach
Angaben des Landes in den Jahren 2008 bis 2018 wie folgt entwickelt:

Jahr Bestand an Sozialmietwohnungen
2008 80.348
2009 79.444
2010 61.732
2011 58.451
2012 53.134
2013 49.427
2014 65.329
2015 63.227
2016 59.792
2017 57.365
2018 52.568
37. Abgeordnete Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung
Katrin Werner der Bestand an sozial gebundenen Mietwohnun-
(DIE LINKE.) gen im Jahr 2018 in den Stddten Mainz, Ludwigs-

hafen, Koblenz, Trier und Kaiserlautern (bitte
nach Stidten aufschliisseln)?

Antwort der Staatssekretirin Anne Katrin Bohle
vom 4. September 2019

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Informationen vor.
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Geschaftsbereich des Auswartigen Amts

38. Abgeordnete Wie viele Visa (Schengen oder national) wurden
Renata Alt seit 1. April 2019 durch russische Staatsbiirgerin-
(FDP) nen und Staatsbiirger beantragt bzw. erteilt, und

wie verfahrt die Bundesregierung mit russischen
Péssen, die unter dem sogenannten ,,Pass-Dekret™
des russischen Prisidenten Wladimir Putin vom
24. April 2019 ausgehdndigt werden (bitte ge-
trennt nach Visumkategorie auflisten)?

Antwort der Staatssekretirin Antje Leendertse
vom 6. September 2019

Die Ausldndervertretungen in der Russischen Foderation haben vom
1. April 2019 bis 30. Juni 2019 insgesamt 95.756 Schengen-Visaantrige
bearbeitet und 92.960 Schengen-Visa erteilt. Zudem wurden im gleichen
Zeitraum 3.469 Antrdge auf ein nationales Visum bearbeitet und 3.248
nationale Visa erteilt. Bei der statistischen Erfassung von Visumantragen
erfolgt keine Differenzierung nach der Staatsangehdrigkeit der Antrag-
stellerinnen und Antragsteller. Die genannten Zahlen schlieBen daher
auch nicht-russische Staatsangehorige ein, die ihren Antrag bei einer
deutschen Auslandsvertretung in der Russischen Foderation gestellt ha-
ben.

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit ihren Partnern in der Europa-
ischen Union (EU) die betreffenden russischen Dekrete und ihre Ziel-
richtung klar verurteilt, etwa in der deutsch-franzosischen Erklarung zur
Lage in der Ukraine vom 25. April 2019, abrutbar unter www.auswaerti
ges-amt.de/de/newsroom/deu-frz-lage-ukraine/2213364. Hiernach wi-
derspricht die erheblich vereinfachte Erteilung der russischen Staatsbiir-
gerschaft an die in den Gebieten Luhansk und Donezk lebenden ukraini-
schen Biirgerinnen und Biirger Geist und Zielen der Minsker Vereinba-
rung und stellt eine Verletzung der Souverénitit der Ukraine dar.

Zwischen den EU-Staaten finden derzeit Gesprache hinsichtlich des
Umgangs mit russischen Péssen, die auf Grundlage der russischen Prési-
dialdekrete vom 24. und 29. April sowie der Erweiterung deren Anwen-
dungsbereichs am 17. Juli 2019 ausgestellt wurden, statt.

39. Abgeordnete Wie stellt die Bundesregierung bei der Visaan-
Renata Alt tragsbearbeitung sicher, dass ukrainische Staats-
(FDP) biirgerinnen und Staatsbiirger nicht Nutznieferin-

nen und NutznieBer des von Prédsident Wladimir
Putin angeordneten leichteren Verfahrens zur Er-
teilung der russischen Staatsbiirgerschaft fiir Be-
wohnerinnen und Bewohnern der ,,Volksrepubli-
ken* Donezk und Luhansk sind (www.tages
schau.de/ausland/russische-staatsbuerger
schaft-101.html), und welche Abstimmungen
trifft die Bundesregierung mit européischen Part-
nern?


https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/deu-frz-lage-ukraine/2213364
https://www.tagesschau.de/ausland/russische-staatsbuergerschaft-101.html
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Antwort der Staatssekretirin Antje Leendertse
vom 6. September 2019

Auf die obige Antwort zur Schriftlichen Frage 38 wird verwiesen. Die
EU-Mitgliedstaaten tauschen sich laufend hinsichtlich der Erstellung ge-
meinsamer Leitlinien zur Behandlung der auf Grundlage der betreffen-
den russischen Dekrete erteilten Reisepdsse aus.

Bei der lokalen Schengenkooperation der Auslandsvertretungen der
Schengen-Staaten in der Russischen Forderation unter Leitung der Dele-
gation der EU in Moskau wurde das Thema ebenfalls aufgegriffen, da-
mit ein enger Erfahrungsaustausch vor Ort und eine abgestimmte Heran-
gehensweise zwischen den verschiedenen Vertretungen sichergestellt

wird.

40. Abgeordneter Welche/s der Lander Saudi-Arabien, Vereinigte
Stefan Liebich Arabische Emirate, Agypten, Bahrain, Kuwait,
(DIE LINKE.) Jordanien, Senegal und Sudan sind/ist nach

Kenntnis der Bundesregierung nach aktuellem
Stand (August 2019) kein/e Mitglied/er der Mili-
tirkoalition (Arabische Koalition) im Jemen?

Antwort der Staatssekretirin Antje Leendertse
vom 22. August 2019

Bei der sogenannten ,,Arabischen Koalition* handelt es sich um einen
Zusammenschluss von Staaten unter Fithrung Saudi-Arabiens, bei dem
der Kreis der beteiligten Staaten nicht verldsslich von dem Kreis der
nicht-beteiligten Staaten abgrenzbar ist. Insbesondere trifft die Arabi-
sche Koalition selbst zu dieser Frage keine eindeutige Festlegung. Auch
der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, der in seiner Resolution
Nr. 2216 den Aufruf des international anerkannten jemenitischen Prési-
denten Hadi an die Staaten des Golf-Kooperationsrats und die Staaten
der Arabischen Liga zur Kenntnis nahm, ldsst dabei offen, wer letztlich
diesem Aufruf folgt. Daher ist es auch der Bundesregierung nicht mog-
lich, eine Zuordnung vorzunehmen.

41. Abgeordnete Zu welchem Ergebnis hat die vom Auswirtigen
Beatrix von Storch Amt angekiindigte interne Untersuchung beziig-
(AfD) lich der israelfeindlichen Twitter-Aktivitdten des

Leiters der deutschen Vertretung in den palésti-
nensischen Gebieten in Ramallah Christian Cla-
ges bisher gefithrt, und welche Konsequenzen
zieht das Auswartige Amt daraus (www.bild.de/
politik/ausland/politik-ausland/antisemitismus-
skandal-um-deutschen-top-diplomaten-in-ramal
lah-63352374.bild.html)?


https://www.bild.de/politik/ausland/politik-ausland/antisemitismus-skandal-um-deutschen-top-diplomaten-in-ramallah-63352374.bild.html
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Antwort der Staatssekretirin Antje Leendertse
vom 3. September 2019

Der Leiter des deutschen Vertretungsbiiros in Ramallah hat sich um-
gehend von den Likes auf dem Twitter-Account distanziert. Das Ver-
tretungsbiiro Ramallah hat zur Klarstellung der Haltung der Bundes-
regierung tiber seine Kanéle in sozialen Medien eine offizielle Entschul-
digung und Distanzierung von den betreffenden Inhalten verdffentlicht.

Die Untersuchung hat ergeben, dass es organisatorische Méngel bei der
Verwaltung des Twitter-Accounts gegeben hat. Eine nachtrégliche tech-
nische Kldrung der Urheberschaft der Likes war dem Auswartigen Amt
nicht zuverldssig moglich.

Im Klartext dieses Vorgangs hat das Auswértige Amt geeignete organi-
satorische und personelle MaBinahmen getroffen sowie ein Disziplinar-
verfahren eingeleitet.

Weiterhin hat das Auswértige Amt die Hinweise zur Nutzung der sozia-
len Medien geschirft und aktualisiert, insbesondere fiir die Sicherung
der Konten vor Zugriffen Dritter sowie die Beschrinkung der Zugangs-
rechte auf notwendiges Personal und notwendige Geréte.

42. Abgeordnete Wie hoch waren die Geldfliisse der Bundesrepub-
Beatrix von Storch lik Deutschland an das Hilfswerk der Vereinten
(AfD) Nationen fiir Paldstina-Fliichtlinge im Nahen Os-

ten (UNRWA) im Jahr 2018, und wie hoch wer-
den die Geldfliisse voraussichtlich im Jahr 2019
sein?

Antwort der Staatssekretirin Antje Leendertse
vom 3. September 2019

Die Bundesregierung hat das Hilfswerk der Vereinten Nationen fiir die
Palastina-Fliichtlinge im Nahen Osten (UNRWA) 2018 mit rund
173,2 Mio. Euro unterstiitzt. Im Jahr 2019 hat die Bundesregierung fiir
UNRWA bisher 69 Mio. Euro bereitgestellt. Uber eine weitere Forde-
rung ist noch zu entscheiden.

43. Abgeordnete Wie hoch beziffert die Bundesregierung im Falle
Beatrix von Storch eines No-Brexit die finanziellen Einbuflen deut-
(AfD) scher Unternehmern und die Zahl der durch einen

No-Deal-Brexit in Deutschland gefahrdeten Ar-
beitsplitze?

Antwort der Staatssekretirin Antje Leendertse
vom 3. September 2019

In einer 2017 vom Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie in
Auftrag gegebenen Analyse beziffert das Ifo Institut die langfristigen
Verluste am Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Deutschland auf 0,2 Prozent
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im Szenario eines ungeregelten Austritts mit Riick auf die Regeln der
Welthandelsorganisation (WTO). Einzelne Branchen in Deutschland
konnten stirker betroffen sein, etwa die Pharma- und Fahrzeugindustrie
(Wertschopfungseinbulen bis zu 1,1 Prozent im WTO-Szenario), die
Plastik/Kautschuk- und die Textil/Lederindustrie. Im Vereinigten Konig-
reich werden laut dieser Studie die BIP-Einbuflen im genannten Szena-
rio mit 1,7 Prozent beziffert (www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikatio
nen/Studien/oekonomische-effekte-eines-brexit-auf-die-deutsche-
wirtschaft.pdf).

Nach Einschétzung des Instituts fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) diirften sich Auswirkungen eines ungeregelten Austritts auf die
Beschiftigung in engen Grenzen halten, da sich die Entwicklung des Ar-
beitsmarktes seit geraumer Zeit sehr robust gegeniiber konjunkturellen
Fluktuationen zeigt (www.iab-forum.de/folgen-des-brexit-fuer-deutsch
land-daempfer-fuer-die-konjunktur-nicht-fuer-den-arbeitsmarkt/).

44. Abgeordnete Welche kurz- und mittelfristigen MaBnahmen
Beatrix von Storch plant die Bundesregierung im Falle es No-Deal-
(AfD) Brexit, um die finanziellen Einbuf3en fiir deutsche

Unternehmen und den Verlust an Arbeitspldtzen
gering zu halten, und welche langfristigen Mal-
nahmen plant die Bundesregierung, um im Falle
eines No-Deal-Brexit den Handel mit und die
Wirtschaftsbeziehungen zum Vereinigten Konig-
reich nicht zu gefdhrden?

Antwort der Staatssekretirin Antje Leendertse
vom 3. September 2019

Zu den VorbereitungsmalBnahmen der Bundesregierung wird auf das
Schreiben des Staatsministers fiir Europa, Michael Roth, an den Prisi-
denten des Deutschen Bundestages, Dr. Wolfgang Schiuble, vom
30. August 2019, verwiesen. Dieses liegt auch dem Europaausschuss des
Deutschen Bundestages sowie den europapolitischen Sprechern aller
Fraktionen vor.

Die zukiinftigen Wirtschaftsbeziehungen werden unter anderem von den
Modalitaten des Austritts abhidngen. Die Verhandlungen hierzu konnen
in jedem Szenario erst nach dem vollzogenen Austritt des Vereinigten
Konigsreichs aus der Européischen Union stattfinden.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
Wirtschaft und Energie

45. Abgeordneter Inwiefern bereiten sich die Bundesregierung und
Thomas Nord die Mitgliedstaaten der EU darauf vor, dass es im
(DIE LINKE.) Zuge der Neuverhandlungen des Ukrainischen

Gas-Transit-Systems (UGTS) zwischen der Rus-


http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Studien/oekonomische-effekte-eines-brexit-auf-die-deutsche-wirtschaft.pdf
http://www.iab-forum.de/folgen-des-brexit-fuer-deutschland-daempfer-fuer-die-konjunktur-nicht-fuer-den-arbeitsmarkt/
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sischen Foderation und Ukraine im Januar 2020
zu Unterbrechungen des Gastransits durch die
Ukraine kommen kdnnte (FAZ vom 20. Juli 2019:
,»Wenn Russland den Hahn zudreht*), und welche
MaBnahmen ergreift die Bundesregierung, um ei-
ner solchen Situation vorzubeugen?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Feicht
vom 2. September 2019

Der Bundesregierung ist bekannt, dass nach der Wahl eines neuen Prési-
denten und der Regierungsbildung in der Ukraine die trilateralen Ge-
spriache zwischen der EU-Kommission, der Ukraine und Russland zum
Transit russischen Gases durch die Ukraine am 16. September 2019 wie-
der aufgenommen und ziigig auf eine neue Transitvereinbarung hingear-
beitet werden soll.

Die Bundesregierung nutzt weiterhin ihre Gesprachskontakte mit der uk-
rainischen ebenso wie mit der russischen Seite, um fiir den ziigigen Ab-
schluss einer neuen Vereinbarung iiber den Transit von russischem Erd-
gas in die EU zu werben. Sie geht davon aus, dass bis zum Ende des
Jahres eine Regelung tiber den Transit russischen Gases erreicht werden
kann.

Uberlegungen — iiber Fragen der allgemeinen Versorgungssicherheit hi-
naus — zu Alternativszenarien stellt die Bundesregierung derzeit nicht

an.
46. Abgeordneter Worin wiirde nach Auffassung der Bundesregie-
Bernd Riexinger rung ein Missbrauch einer marktbeherrschenden
(DIE LINKE.) Stellung eines Essenslieferdienstes, wie Lieferan-

do, gegeniiber dessen Auftragnehmerinnen und
Auftragnehmer bzw. Beschiftigten bestehen (sie-
he Antwort der Bundesregierung auf meine
Schriftliche Frage 52 auf Bundestagsdrucksache
19/12437), und liegt ein Missbrauch der marktbe-
herrschenden Stellung vor, wenn nur auf Mindest-
lohnniveau entlohnt, vorrangig befristet beschéaf-
tigt wird und der Einsatz von eigenen Betriebs-
mittel nicht entschadigt wird?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 4. September 2019

Die Beurteilung, ob und worin ein kartellrechtlicher Missbrauch einer
marktbeherrschenden Stellung eines Essenslieferdienstes bestehen wiir-
de, obliegt den zustidndigen Wettbewerbsbehorden, nicht der Bundes-
regierung.

47. Abgeordnete Welche Zielsetzungen, die in der Nationalen In-
Michael Theurer dustriestrategie 2030 vom Bundesminister fiir
(FDP) Wirtschaft und Energie, Peter Altmaier, ausge-
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fihrt werden, wurden fir die Ministererlaubnis
des Zusammenschlussvorhabens der Miba AG
mit der Zollern GmbH & Co. KG herangezogen?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 2. September 2019

Bei dem Ministererlaubnisverfahren handelt es sich um ein verwaltungs-
rechtliches Verfahren, bei dem das Bundesministerium fiir Wirtschaft
und Energie (BMWi) Kartellbehorde ist. Der Bundesminister fiir Wirt-
schaft und Energie ist an das Verfahrensrecht des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschrankungen (GWB) gebunden. Er nimmt eine Einzelfall-
priiffung mit Beurteilungsspielraum vor. Die Ministererlaubnis ist zu er-
teilen, wenn gesamtwirtschaftliche Vorteile die Wettbewerbsbeschrin-
kungen aufwiegen oder an dem Zusammenschluss ein iiberragendes In-
teresse der Allgemeinheit besteht.

Im Ministererlaubnisverfahren Miba/Zollern haben die umfangreichen
Ermittlungen ergeben, dass der Gemeinwohlgrund ,,Know-how und In-
novationspotential fiir Energiewende und Nachhaltigkeit* erfiillt ist. Da-
mit liegt ein liberragendes Interesse der Allgemeinheit vor. Entscheidend
fiir die Erteilung der Ministererlaubnis sind die derzeitigen und kiinfti-
gen Anwendungsgebiete von Gleitlagern wie u. a. Windkraftanlagen,
moderne Gasturbinen, sowie weitere dezentrale Kraftwerke (wie Bio-
gasanlagen und Blockheizkraftwerken) und saubere Schiffsmotoren fiir
die maritime Energiewende.

Nach der Abwigung des Bundesministers fir Wirtschaft und Energie
wiegt dieser Gemeinwohlgrund die Wettbewerbsbeschriankung auf, so-
dass die Ministererlaubnis zu erteilen war. Die mit der Ministererlaubnis
verbundenen Bedingungen und Auflagen sind hierfiir zwingend erfor-
derlich. Durch sie wird der Gemeinwohlgrund erfiillt und abgesichert.

48. Abgeordneter Welchen Wertschopfungsverlust im Zuge des
Markus Tressel Kohleausstiegs erwartet die Bundesregierung je-
(BUNDNIS 90/ weils im Landkreis Saarlouis und im Regionalver-

DIE GRUNEN) band Saarbriicken, und mit welchen Fordermitteln
aus dem Strukturhilfegesetz konnen der Landkreis
Saarlouis und der Regionalverband Saarbriicken
jeweils pro Jahr bis 2038 rechnen?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 5. September 2019

Der Kohleausstieg ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die die be-
troffenen Regionen vor eine grofe strukturpolitische Herausforderung
stellt. Der vom Bundeskabinett beschlossene Entwurf flir das Strukturs-
tarkungsgesetz Kohleregionen sieht vor, dass an Steinkohlestandorten,
an denen der Steinkohlesektor eine erhebliche wirtschaftliche Relevanz
besitzt, relevante Projekte mit bis zu 1 Mrd. Euro unterstiitzt werden.
Von erheblicher Relevanz ist dabei auszugehen, wenn der Steinkohle-
sektor fiir den Standort von signifikanter Bedeutung fiir die Wertschop-
fung ist (> 0,2 Prozent der Wertschopfung bezogen auf den betrachteten
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49.

Landkreis) und der Standort im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe
,Verbesserung der Regionalen Wirtschaftsstruktur® (GRW) als struktur-
schwach gilt. Der Landkreis Saarlouis und der Regionalverband Saar-
briicken erfiillen diese Bedingungen. Die Hohe der Forderung richtet
sich nach dem Umfang der voraussichtlich entfallenden oder bereits ent-
fallenden Beschiftigung und Wertschopfung an den betroffenen Stand-
orten. Uber eine nihere Verteilung der Mittel kann derzeit noch keine
Aussage getroffen werden. Einzelheiten werden in Bund-Lander-Verein-
barungen geregelt.

Abgeordnete Wie viele Beschéftigte in der Windenergie gab es

Dr. Julia Verlinden nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils in den

(BUNDNIS 90/ Jahren 2011 bis 2017 in den Bundesldndern Nie-

DIE GRUNEN) dersachsen, Bremen, Schleswig-Holstein und
Hamburg (bitte nach Bundesland und Jahr auf-
schliisseln)?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Feicht
vom 30. August 2019

Vorliegende Zahlen zur Bruttobeschiftigung bei erneuerbaren Energien
nach Landern gehen auf Studien zuriick, die von den Bundesministerien
beauftragt wurden.

In einer Studie aus dem Jahr 2018 im Auftrag des Bundesministeriums
fiir Wirtschaft und Energie wurden Zahlen fiir die Jahre 2012 bis 2016
ermittelt. In einer Studie aus dem Jahr 2013 im Auftrag des Bundesmi-
nisteriums fiir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit sind zusétz-
lich Zahlen fiir das Jahr 2011 enthalten. Zahlen fiir das Jahr 2017 liegen
der Bundesregierung derzeit nicht vor.

In der nachfolgenden Tabelle sind die beschéftigten Personen in der
Windenergie pro Jahr und Land dargestellt.

Bremen Hamburg Niedersachsen Schleswig-Holstein
2011 3.230 4.030 21.870 6.690
2012 4.970 5.030 28.720 8.490
2013 5.510 6.470 32.070 9.570
2014 4.670 7.030 33.850 12.480
2015 4.650 7.130 33.100 12.820
2016 5.330 7.930 36.600 12.890
Quellen:

GWS (2018) Erneuerbar beschiftigt in den Bundesldandern. Bericht zur aktualisierten Ab-
schitzung der Bruttobeschéftigung 2016 in den Bundeslandern. GWS RESEARCH RE-
PORT 2018/02. Studie im Auftrag des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie.
Osnabriick.

GWS (2013) Erneuerbar beschiftigt in den Bundesldandern: Bericht zur aktualisierten Ab-
schitzung der Bruttobeschiftigung 2012 in den Bundesldandern. Forschungsvorhaben des
Bundesministeriums fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. Osnabriick
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
und fiir Verbraucherschutz

50. Abgeordnete Ist mit dem Gesamtentwurf fiir das ,,Gesetz zur
Doris Achelwilm Reform des Abstammungsrechts, zu dem das
(DIE LINKE.) Bundesministerium der Justiz und fiir Verbrau-

cherschutz im Maérz 2019 einen ,,Diskussionsent-
wurf* veroffentlichte (www.bmjv.de/SharedDocs/
Gesetzgebungsverfahren/DE/Reform_Abstam
mungsrecht.html), noch in dieser Legislaturperio-
de zu rechnen, und wenn ja, in welchem Zeitrah-
men ist eine entsprechende Vorlage geplant?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretéiirs Christian Lange
vom 6. September 2019

Der Diskussionsteilentwurf zur Reform des Abstammungsrechts, der vor
allem die zentralen Regelungsvorschldge fiir das Biirgerliche Gesetz-
buch beinhaltet, wurde im Mérz 2019 veroffentlicht und an die Ressorts,
Lénder und Verbédnde iibersandt. Die zahlreichen dazu eingegangenen
und noch eingehenden Stellungnahmen werden derzeit ausgewertet. Ein
Zeitplan fiir die Erstellung eines Gesamtentwurfs besteht derzeit noch

nicht.

51. Abgeordnete Wie ist der aktuelle Bearbeitungsstand des ,,Ge-
Doris Achelwilm setzes zur Reform des Abstammungsrechtes® ins-
(DIE LINKE.) besondere zur (Neu-)Regelung der Elternschaft

von transsexuellen Eltern oder Eltern ohne Ge-
schlechtseintrag bzw. mit dem Personenstandsein-
trag ,,divers*?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christian Lange
vom 6. September 2019

Diese Frage bezieht sich auf einen Teilaspekt des im Mérz 2019 verdf-
fentlichten Diskussionsteilentwurfs; hierzu wird auf die Antwort zu Fra-
ge 50 verwiesen.

52. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung meiner Schlussfol-
Canan Bayram gerung aus dem Beschluss des Bundesverfas-
(BUNDNIS 90/ sungsgerichts zur Mietpreisbremse vom 18. Juli
DIE GRUNEN) 2019 zu (wonach Wohnungsvermieter mit héufi-

gen Miet-Gesetzesanderungen rechnen miissten,
statt auf eine ihnen giinstige Rechtslage sowie
hochstmogliche Mietvertridge vertrauen zu diir-
fen), dass demzufolge auch eine intensivere Sozi-
albindung von Wohnungsunternehmen sowie an-
gesichts Artikel 15 des Grundgesetzes (GG) deren
Vergesellschaftung in gemeinwirtschaftliche For-
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men verfassungskonform wére (www.bundesver
fassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilun
gen/DE/2019/bvg19-056.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Rita Hagl-Kehl
vom 6. September 2019

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ist zu der Frage ergan-
gen, ob § 556d Absatz 1 und Absatz 2 des Biirgerlichen Gesetzbuchs
(BGB) in der Fassung des Mietrechtsnovellierungsgesetzes (MietNovG)
vom 21. April 2015 (BGBI. I S. 610) mit der Verfassung vereinbar ist.
Nach Auffassung des Gerichts verstoBt die Norm weder gegen die Ga-
rantie des Eigentums aus Artikel 14 Absatz 1 GG noch gegen die Ver-
tragsfreiheit aus Artikel 2 Absatz 1 GG noch gegen den allgemeinen
Gleichheitssatz aus Artikel 3 Absatz 1 GG. Zur Frage der Vergesell-
schaftung von Immobilienkonzernen verweist die Bundesregierung auf
ihre Antwort auf die Kleine Anfrage ,,Vergesellschaftung von Immobili-
enkonzernen nach Artikel 15 GG in Zeiten von Wohnungsnot* (Bundes-
tagsdrucksache 19/8516).

53. Abgeordnete Uber welche Informationen (wie beispielsweise
Anke Domscheit-  Aufsdtze, Gutachten, Urteile, Eingaben) verfiigt
Berg die Bundesregierung zur Frage, ob das ,Liken*
(DIE LINKE.) oder ,,Faven‘ von Postings mit strafbaren Inhalten

in sozialen Medien seinerseits eine strafbare
Handlung darstellt, und welche (Vor-)Arbeiten
zur rechtspolitischen Positionierung, ob eine sol-
che Strafbarkeit bestehen sollte, fanden bislang
innerhalb der Bundesregierung statt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christian Lange
vom 4. September 2019

Das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz befasst
sich anlassbezogen mit der Frage einer mdglichen Strafbarkeit des ,,Li-
kens® und ,,Favens® strafbarer Inhalte in sozialen Medien. Je nach den
konkreten Umstidnden des Einzelfalls konnten das ,,.Liken* oder ,,Faven*
beispielsweise als Offentliche Aufforderung zu Straftaten (§ 111 des
Strafgesetzbuches — StGB) oder Billigung von Straftaten (§ 140 Num-
mer 2 StGB) zu bewerten sein. In Betracht kommen konnte aber auch ei-
ne Teilnahme an der Straftat, die der unterstiitzte Inhalt darstellt, insbe-
sondere in Form der Beihilfe (§ 27 StGB).

Zur Einordnung werden offentlich zugéngliche Quellen herangezogen;
zur Beurteilung der Strafbarkeit im Einzelfall sind jedoch allein die un-
abhingigen Gerichte berufen.

54. Abgeordneter Warum wurde die Forderung von Ex-EU-Kom-
Uwe Kamann missar Michel Barnier nach einem umfassenden
(fraktionslos) Verbot der Priifung von Unternehmen, die zu-

gleich beratend titig sind, in Deutschland nicht
vollumfanglich {ibernommen, und wie will die
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Bundesregierung  solche Interessenskonflikte
kiinftig verhindern (www.sueddeutsche.de/wirt
schaft/big-four-warum-europa-es-nicht-geschafft-
hat-die-wirtschaftspruefer-zu-baendig
gen-1.4348841)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretéiirs Christian Lange
vom 6. September 2019

Die Regelungsvorschldge der damaligen EU-Kommission fiir eine Re-
form der der Abschlusspriifung miindeten nach intensiven Beratungen
im Rat und im Europdischen Parlament im Jahr 2014 unter anderem in
der Verabschiedung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014. Nach deren Ar-
tikel 5 ist im Bereich der Abschlusspriifung von Unternehmen von 6f-
fentlichem Interesse die Abschlusspriifung und gleichzeitige Erbringung
von bestimmten Beratungsleistungen ausgeschlossen. Artikel 5 Absatz 3
der genannten Verordnung rdumt dabei den Mitgliedstaaten die Mdog-
lichkeit ein, die Erbringung bestimmter grundsétzlich verbotener Nicht-
priifungsleistungen bei deren Unwesentlichkeit zuzulassen.

Die Frage, ob und wie das in der Verordnung vorgesehene Mitgliedstaa-
tenwahlrecht ausgeiibt werden solle, sowie dessen konkrete Ausgestal-
tung waren Gegenstand intensiver Diskussionen im Deutschen Bundes-
tag zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung fiir ein Abschlusspriifer-
reformgesetz — AReG (vgl. Bundestagsdrucksache 18/7902, S. 54). Der
Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz befiirwortete die Erbrin-
gung von Steuerberatungsleistungen unter den in § 319a des Handelsge-
setzbuchs (HGB) genannten einschrankenden Voraussetzungen. Nach
Absatz 3 der Norm diirfen die Leistungen nicht ohne vorherige Zustim-
mung des Priifungsausschusses vorgenommen werden.

Dartiiber hinaus ist ein Wirtschaftspriifer geméf § 319 Absatz 2 HGB als
Abschlusspriifer ausgeschlossen, wenn wahrend des Geschéftsjahres, fiir
dessen Schluss der zu priifende Jahresabschluss aufgestellt wird, oder
wiahrend der Abschlusspriifung Griinde, insbesondere Beziechungen ge-
schiftlicher, finanzieller oder personlicher Art, vorliegen, nach denen
die Besorgnis der Befangenheit besteht.

Mit diesen Vorschriften wird — im Einklang mit den EU-Vorgaben — si-
chergestellt, dass diejenigen Personen von einer Abschlusspriifung aus-
geschlossen sind, deren Unabhéngigkeit fraglich ist und bei denen damit
Interessenkonflikte bestehen kdnnten.

Aus Sicht der Bundesregierung besteht nach Umsetzung der EU-Ab-
schlusspriiferreform in nationales Recht im Jahr 2016 durch unter ande-
rem das AReG und vor einer ausstechenden Evaluation der Abschluss-
priiferreform durch die EU- Kommission kein weiterer gesetzgeberi-
scher Handlungsbedarf.

55. Abgeordneter Inwiefern sind der Bundesregierung die in Déne-
Dr. Konstantin von mark bekanntgewordenen technischen Probleme
Notz bei der Durchfiihrung der dort nach wie vor — ent-
(BUNDNIS 90/ gegen der Rechtsprechung des Europdischen Ge-
DIE GRUNEN) richtshofes — praktizierten Vorratsdatenspeiche-
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rung bekannt (www.heise.de/newsticker/meldung/
Daenemark-Strafverfolger-duerfen-Vorratsdaten-
vorerst-nicht-mehr-nutzen-4502539.html), und
inwieweit konnte die bei uns zur Umsetzung der
(aktuell aufgrund der Rechtsprechung des Ober-
verwaltungsgerichts Miinster nicht vollzogenen,
vgl. www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/
Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/
Anbieterpflichten/OeffentlicheSicherheit/Umset
zungl 10TKG/VDS 113aTKG/VDS.html)
§§ 113a und 113b des Telekommunikationsgeset-
zes (TKG) zum Einsatz kommende Technik eine
vergleichbare Fehlerhaftigkeit der Daten zur Fol-
ge haben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christian Lange
vom 5. September 2019

Der Bundesregierung sind keine iiber die in den 6ffentlichen Medien hi-
nausgehenden Informationen bekannt. Der Anforderungskatalog nach
§ 113f TKG (veroffentlicht unter www.bundesnetzagentur.de/Shared
Docs/Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_In
stitutionen/Anbieterpflichten/OeffentlicheSicherheit/TechnUmset
zung110/Downloads/Anforderungskatalog%C2%A7113f.html) gewéhr-
leistet einen besonders hohen Standard der Datensicherheit und Daten-
qualitdt bei der Umsetzung der Verpflichtungen gemil3 den §§ 113b bis

113e TKG.

56. Abgeordneter Hatte die Bundesnetzagentur mit Blick auf die Si-
Dr. Konstantin von cherstellung der verfassungsrechtlich gebotenen
Notz Richtigkeit der zu speichernden Daten bei der
(BUNDNIS 90/ Vorratsdatenspeicherung bereits konkrete Vorga-

DIE GRUNEN) ben gemacht, und wenn ja, welche?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christian Lange
vom 5. September 2019

Nach § 113f Absatz 1 Satz 1 Telekommunikationsgesetz (TKG) ist bei
der Umsetzung der Verpflichtungen gemif3 den §§ 113b bis 113e TKG
ein besonders hoher Standard der Datensicherheit und der Datenqualitit
zu gewihrleisten. Hierzu hat die Bundesnetzagentur einen Anforde-
rungskatalog nach § 113f Absatz 1 Satz 2 TKG mit dem Bundesamt fiir
Sicherheit in der Informationstechnik, dem Bundesbeauftragten fiir den
Datenschutz und die Informationsfreiheit und der Telekommunikations-
Industrie abgestimmt. Zu den darin genannten Malinahmen zdhlen ins-
besondere solche zur Sicherstellung der Genauigkeit zu speichernder
Zeitangaben (Kapitel 4.2.1). Ferner geht es um die Sicherstellung der
Richtigkeit und Vollstédndigkeit bei der Zufithrung der speicherpflichti-
gen Verkehrsdaten in das Verkehrsdatenspeichersystem (Kapitel 4.2.2),
bei dem u. a. auf Rechnungspriifungsverfahren oder Missbrauchserken-
nungssysteme verwiesen wird. Die Umsetzung dieser Mallnahmen muss
der Verpflichtete nach § 113g TKG im Rahmen der Vorlage des Sicher-
heitskonzeptes nach § 109 Absatz 4 TKG beschreiben, sie wird sodann
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57.

58.

durch die Bundesnetzagentur bewertet. Bei den Uberpriifungen der vor-
gehaltenen Beauskunftungsverfahren nach § 113c Absatz 3 Satz 1 TKG
sind TestmafBnahmen durch die Bundesnetzagentur vorgesehen.

Abgeordneter Hilt die Bundesregierung die bislang zum Netz-
Dr. Konstantin von werkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) von den Un-
Notz ternechmen vorgelegten Transparenzberichte als
(BUNDNIS 90/ Grundlage fiir eine im Koalitionsvertrag zwi-

DIE GRUNEN) schen CDU, CSU und SPD angekiindigte ,,Wei-
terentwicklung™ des NetzDG vor dem Hinter-
grund unklarer gesetzlicher Vorgaben und der da-
raus resultierenden Uneinheitlichkeit der Berichte
fiir eine Evaluierung fiir geeignet (vgl. dazu bei-
spielsweise die Stellungnahme von Mag. Dr. Mat-
thias C. Kettemann, LL. M. (Harvard) fiir die An-
horung des Ausschusses fiir Recht und Verbrau-
cherschutz des Deutschen Bundestages zum
NetzDG am 15. Mai 2019 (www.bundestag.de/
r e s o urce / bl o b /
642252/6dd66a4ca563336d3bd8ef432aa00bc8/
kettemann-data.pdf), und wann wird die Bundes-
regierung Evaluierung und anschlieBende Uberar-
beitung des Gesetzes vornechmen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Rita Hagl-Kehl
vom 6. September 2019

Die von den Anbietern sozialer Netzwerke nach § 2 des Netzwerkdurch-
setzungsgesetzes (NetzDG) vorgelegten Berichte tiber den Umgang mit
Beschwerden iiber rechtswidrige Inhalte auf ihren Plattformen bilden
eine von mehreren Grundlagen fiir die Evaluierung und Weiterentwick-
lung des NetzDG. Die Evaluierung und eine Novellierung des NetzDG
werden derzeit vorbereitet. Genaue Zeitpunkte, wann diese Arbeiten ab-
geschlossen sein werden, kdnnen derzeit nicht genannt werden.

Abgeordneter Wie viele Frauen, die aufgrund des § 151 des
Ulle Schauws Strafgesetzbuches der Deutschen Demokratischen
(BUNDNIS 90/ Republik in der vom 1. Juli 1968 bis einschlie3-

DIE GRUNEN) lich 30. Juni 1989 geltenden Fassung verurteilt
worden waren, wurden nach dem Gesetz zur
strafrechtlichen Rehabilitierung der nach dem
8. Mai 1945 wegen einvernchmlicher homo-
sexueller Handlungen verurteilten Personen
(StrRehaHomG) entschidigt, und welche MaB-
nahmen hat die Bundesregierung unternommen,
um diese Gruppe tiber die sich aus dem Gesetz er-
gebenden Moglichkeiten zu informieren?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christian Lange
vom 6. September 2019

Bis zum heutigen Tag hat noch keine Frau bei dem Bundesamt fiir Justiz
(BfJ) einen Antrag auf Entschidigung nach dem Gesetz zur strafrechtli-
chen Rehabilitierung der nach dem 8. Mai 1945 wegen einvernehmli-
cher homosexueller Handlungen verurteilten Personen (StrRehaHomG)
gestellt. Es konnte daher auch noch keine Entschddigung ausgezahlt
werden.

Die Bundesregierung informiert seit dem Tag des Inkrafttretens des
StrRehaHomG auf der Homepage des Bundesministeriums der Justiz
und fiir Verbraucherschutz (BMJV; www.bmjv.de/175) iiber den Inhalt
des Gesetzes, die Entschiddigungsmoglichkeit wegen Verurteilung ge-
mal §§ 175, 175a des Strafgesetzbuches (StGB), § 151 StGB-DDR. Auf
der Homepage werden u. a. der Text des StrRehaHomG sowie ein aus-
flihrliches Informationspapier zum Abruf bereitgestellt. Aulerdem wur-
den Verlinkungen zum BfJ als antragsbearbeitender Stelle, zum Orts-
und Gerichtsverzeichnis auf dem Justizportal des Bundes und der Lan-
der sowie zur Bundesinteressenvertretung Schwuler Senioren (BISS)
e. V. aufgenommen.

Auch wenn es sich bei BISS e. V. um eine Interessenvereinigung schwu-
ler Senioren — und nicht lesbischer Seniorinnen — handelt, wird auch hier
wie bei allen BekanntmachungsmaBnahmen in der Gesamtheit auf die
Entschadigungsmoglichkeiten fiir Verurteilungen nach §§ 175, 175a
StGB und § 151 StGB-DDR hingewiesen.

Insbesondere iiber das Entschddigungsverfahren informiert das BfJ
durch seinen Internetauftritt und durch Informationsmaterialien, die an
verschiedene Stellen versandt wurden. An BISS e. V. z. B. wurden ins-
gesamt 2.500 Flyer libersandt, die von dort aus an LGBT-Organisationen
verteilt wurden. Das Bf] kontaktiert sadmtliche Volkshochschulen
(deutschlandweit 943), Opern, Theater und Sozialverbidnde, Wohltatig-
keitseinrichtungen und sonstige Verbdnde, darunter auch den Deutschen
Wanderverband, der den Flyer zur Rehabilitierung nach dem StrReha-
HomG auf seiner Internetseite présentiert und auf das BfJ als Ansprech-
partner verweist.

Durch die Servicegesellschaft fiir Informationen im Gesundheitswesen
(IDS) hat das BfJ bisher 165.000 Flyer an insgesamt 8.000 Praxen fiir
Allgemeinmedizin deutschlandweit verteilen kdnnen. Diese Kooperation
soll fortgesetzt werden.

Dariiber hinaus hat das BfJ durch eine Anzeigenschaltung in der Zeit-
schrift Apothekenumschau (beide Ausgaben im November 2018) {iber
die Entschiadigungsmoglichkeiten nach dem StrRehaHomG informiert.
Die Apothekenumschau wird kostenlos in Apotheken ausgelegt und er-
reicht bei einer Auflage von 9,53 Millionen Exemplaren 20,03 Millionen
Leserinnen und Leser. Des Weiteren wurden deutschlandweit Universi-
tétskliniken und Krankenhduser mit Informationsmaterialien ausgestat-
tet.

Uberdies hat das BfJ durch einen Werbespot im Radiosender Klassikra-
dio im Zeitraum vom 17. bis 31. Dezember 2018 (insgesamt 40 Aus-
strahlungen) tiber die Entschdadigungsmoglichkeiten informiert.
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SchlieBlich informiert das Bf] auch aktiv und personlich iiber die Ent-
schadigungsmoglichkeiten durch Vortridge bei verschiedenen Veranstal-
tungen (z. B. bei dem Fachtag von BISS e. V. am 27. November 2017
in Berlin und beim Symposium ,Justiz und Homosexualitit” am
18./19. Dezember 2017 in Recklinghausen) und durch Teilnahme an In-
formationsveranstaltungen (z. B. Tag der Offenen Tiir 2018 im BMJV,
Deutscher Priaventionstag 2019 in Berlin). So konnte beispielsweise
beim Deutschen Priventionstag 2019 Kontakt zu der Fachstelle LAG
Queeres Netzwerk Sachsen gekniipft werden.

Auch hat das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ) am Tag des Inkrafttretens des StrRehaHomG, am
22. Juli 2017, eine Pressemitteilung verdffentlicht, in welcher tiber die
sich zu diesem Zeitpunkt noch im Aufbau befindliche Hotline zur ,,Erst-
und Verweisberatung flir Betroffene der Paragraphen 175 StGB und 151
StGB-DDR (StrRehaHomG)*“ des BISS e. V. (http://schwuleundal
ter.de/) unterrichtet wurde. Seither 6ffnet sich beim Aufruf der BISS-
Homepage ein grof3es PopUp, das auf diese Hotline hinweist und direkte
Links zu Informationen und einer Anrufmdglichkeit bietet. Die Hotline
wird aus Bundesmitteln finanziert.

ZahlenmifBig diirften die Verurteilungen von Ménnern weit iiberwiegen,
schon weil der westdeutsche § 175 StGB iiberhaupt nur Ménner betraf,
und insofern werden Frauen in den Informationen weniger deutlich
herausgestellt. Eine Informationskampagne speziell fiir Frauen wurde
daher aufgrund der generellen Informationen zu den Entschiddigungs-
moglichkeiten fiir Verurteilungen nach §§ 175, 175a StGB und § 151
StGB-DDR bisher nicht durchgefiihrt.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Arbeit
und Soziales

59. Abgeordneter Wie hat sich die Zahl der Unternehmen sowie
Pascal Meiser der Beschiftigten, die unter das Gesetz iiber die
(DIE LINKE.) Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Auf-

sichtsrdten und Vorstinden der Unternehmen des
Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden
Industrie (Mantan-Mitbestimmungsgesetz) fallen,
entwickelt (bitte fiir das letzte verfligbare Jahr
darstellen sowie in 5-Jahresschritten seit Inkraft-
treten des Gesetzes im Jahr 1951 darstellen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 4. September 2019

Es existiert in Deutschland keine amtliche Statistik, die die erbetenen
Angaben enthdlt. Unternehmen mit Sitz in Deutschland sind nicht ver-
pflichtet, diesbeziigliche Angaben zu melden oder zu ver6ffentlichen.
Eigene empirische Erhebungen der Bundesregierung zu montanmitbes-
timmten Unternehmen bestehen nicht.


http://schwuleundalter.de/
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60. Abgeordnete Welche konkreten Anderungen wird die Bundes-
Beate Miiller- agentur fiir Arbeit nach Kenntnis der Bundes-
Gemmeke regierung aufgrund der Ergebnisse der Priifung
(BUNDNIS 90/ der Eingliederungsvereinbarungen in den Jobcen-
DIE GRUNEN) tern durch den Bundesrechnungshof (www.sued

deutsche.de/wirtschaft/bundesagentur-fuer-arbeit-
ruege-vom-bundesrechnungshof-1.472392) noch
in diesem Jahr konkret umsetzen, und zieht die
Bundesregierung eine grundsitzliche Reform der
Eingliederungsvereinbarung in Betracht, bei-
spielsweise die Eingliederungsvereinbarung ganz
abzuschaffen oder zumindest als Kann-Bestim-
mung auszugestalten?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 4. September 2019

Nach § 96 Abs. 4 Bundeshaushaltsordnung kann nur der Bundesrech-
nungshof Dritten Auskiinfte zu einem Priifungsergebnis gewéhren. Vo-
raussetzung dafiir ist, dass das Priifungsergebnis abschlieBend vom Par-
lament beraten wurde. Dies ist in dem vorliegenden Fall noch nicht ge-
schehen. Die Bundesregierung kann somit — auch fiir den Bereich der
Bundesagentur fiir Arbeit — keine Auskiinfte zu einzelnen Berichten
oder daraus gezogenen Schlussfolgerungen geben.

61. Abgeordnete Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung iiber
Pia Zimmermann die durchschnittliche Dauer der Pflegetitigkeit
(DIE LINKE.) von pflegenden Angehorigen in Deutschland, die

aufgrund ihrer hiuslichen Pflegetitigkeit der Ver-
sicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung
unterliegen (bitte die jiingst verfligbaren Daten
angeben, die Jahre 2017 und 2018 einzeln auswei-
sen sowie nach Geschlecht und Altersgruppen
entsprechend der Beschéftigtenstatistik — 15 bis
unter 25 Jahre, 25 bis unter 55 Jahre, 55 Jahre und
alter — differenzieren)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 4. September 2019

Der Bundesregierung liegen zur Dauer der Pflegetitigkeit von pflegen-
den Angehorigen, die aufgrund ihrer hduslichen Pflegetétigkeit der Ver-
sicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung unterliegen, keine Da-
ten vor. Diese Angaben werden statistisch nicht erfasst.


https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/bundesagentur-fuer-arbeit-ruege-vom-bundesrechnungshof-1.472392
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums der

Verteidigung

62. Abgeordneter Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung aus
Dr. Marcus Faber der Einsatzpriifung mit dem Transportflugzeug
(FDP) vom Typ Boeing C-17 Globemaster II (C-17) ge-

wonnen (https://esut.de/2019/08/meldungen/streit
kraefte/14658/strategische-verlegung-c-17-er
hoeht-flexibiliaet/?sfns=xmwa), und beabsichtigt
die Bundesregierung eine Einfithrung der C-17 et-
wa durch Kauf oder Leasing fiir die Bundeswehr?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas Silberhorn
vom 4. September 2019

Die in dem referenzierten Artikel geschilderte Priifung hat — als Teil der
Einsatzpriifung des NH90 — ergeben, dass Hubschrauber des Typs NH90
mit dem Transportflugzeug vom Typ Boeing C-17 Globemaster 111
grundsitzlich strategisch verlegbar sind.

Seitens der Bundesregierung besteht derzeit keine Absicht, die C-17
durch Kauf oder Leasing in die Bundeswehr einzufiihren.

63. Abgeordneter Welche Lieder sind in der aktuellen ,Lieder-
Jan Ralf Nolte sammlung™ der Bundeswehr im Vergleich zu dem
(AfD) Inhalt des Liederbuches der Bundeswehr ,,Kame-

raden singt!“, in der Auflage von 1991, nicht
mehr enthalten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Peter Tauber
vom 4. September 2019

Im Rahmen der Zusammenstellung der Musikstiicke fiir die Liederliste
der Bundeswehr werden derzeit sowohl die Lieder des Liederbuches der
Bundeswehr ,,Kameraden singt!* als auch Vorschldge der Soldatinnen
und Soldaten der unterschiedlichen Organisationsbereiche beriicksichtigt
und hinsichtlich ihrer historischen sowie musikalischen Bedeutung be-
wertet. Da die Bundeswehr die Lieder selbst verdffentlicht, werden der-
zeit u. a. die Urheberrechte gepriift und der Rechteerwerb vorbereitet. Es
ist jedoch davon auszugehen, dass diese Aspekte noch einmal die Aus-
wahl beeinflussen werden. Somit kann eine Aussage zur Zusammenstel-
lung der Musikstiicke derzeit noch nicht abschlieend getroffen werden.

64. Abgeordneter Wie viele sogenannte Beratervertrige wurden
Séren Pellmann nach Kenntnis der Bundesregierung seit dem
(DIE LINKE.) 17. Juli 2019 durch das Bundesministerium der

Verteidigung und seinen nachgeordneten Behor-
den abgeschlossen, und welchen finanziellen Um-
fang hatten diese?


https://esut.de/2019/08/meldungen/streitkraefte/14658/strategische-verlegung-c-17-erhoeht-flexibiliaet/?sfns=xmwa
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas Silberhorn
vom 6. September 2019

Entsprechend der Definition des Bundesministeriums der Finanzen fiir
externe Beratungsleistungen sind seit dem 17. Juli 2019 keine Berater-
vertrdge durch das Bundesministerium der Verteidigung und seine nach-
geordneten Behorden geschlossen worden.

65. Abgeordnete Welche konkreten Vereinbarungen und Ausnah-
Kathrin Vogler megenehmigungen wurden seit Januar/Februar
(DIE LINKE.) 2017 bis Januar/Februar 2019 durch das Bundes-

ministerium der Verteidigung oder andere zustan-
dige Stellen fiir die alle neun Monate stattfinden-
den US-amerikanischen Truppenrotationen im
Rahmen der ,,Operation Atlantic Resolve* und
dem Transfer darin involvierten US-Militérs auf
Strale und Schiene in Deutschland entsprechend
dem Gesetz tiber die Rechtsstellung ausldndischer
Streitkrafte bei voriibergehenden Aufenthalten in
der Bundesrepublik Deutschland (SkAufG) erteilt
(bitte die Vereinbarungen bzw. Ausnahmegeneh-
migungen einzeln mit dem Datum der Erteilung,
der Dauer der Giiltigkeit und der jeweils ausstel-
lenden Behorde auffiihren?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Thomas Silberhorn
vom 3. September 2019

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten
von Amerika wurden keine Vereinbarungen entsprechend dem Streit-
krafteaufenthaltsgesetz abgeschlossen.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
Erndhrung und Landwirtschaft

66. Abgeordnete Mit welcher Begriindung will die Bundesregie-
Amira rung weiterhin die Kastenstandhaltung von Sauen
Mohamed Ali erlauben, obwohl diese Haltungsform nach einem
(DIE LINKE.) Rechtsgutachten zum Referentenentwurf des Bun-

desministeriums fiir Erndhrung und Landwirt-
schaft zur ,,Siebten Verordnung zur Anderung der
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung® die Kas-
tenstandhaltung in ihrer aktuellen Form und auch
nach den geplanten Neuerungen im Referenten-
entwurf (Stand: 28. Mai 2019) gegen § 2 des Tier-
schutzgesetzes verstoB3t (www.ltierschutzbund.de/
fileadmin/user_upload/Downloads/Stellungnah
men/Landwirtschaft/Kastenstand Gutach
ten.pdf)?


http://www.ltierschutzbund.de/fileadmin/user_upload/Downloads/Stellungnahmen/Landwirtschaft/Kastenstand_Gutachten.pdf
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Hans-Joachim
Fuchtel
vom 2. September 2019

Die Verfasserin des Rechtsgutachtens kommt zu der Auffassung, dass
die vorgeschlagenen Verordnungsregelungen tierschutzwidrig seien. Der
vorgelegte Verordnungsentwurf befasse sich nicht mit der Abschaffung,
sondern lediglich mit der Ausgestaltung der Kastenstandhaltung und si-
chere damit deren Fortbestand. Die Bundesregierung teilt diese Ein-
schitzung jedoch nicht. Nach Auffassung der Bundesregierung wird
durch die vorgesehene Neuregelung der Kastenstandhaltung von Sauen
insgesamt ein wesentlicher Fortschritt fiir den Tierschutz erzielt, auch
wenn dieser erst nach Ablauf der vorgesehenen Ubergangsregelung und
damit zu einem spédteren Zeitpunkt eintritt. Dieser Fortschritt ergibt sich
vor allem durch die zukiinftig stark verkiirzte Fixationszeit der Sauen in

Kastenstinden.

67. Abgeordneter Welche Kenntnis hat die Bundesregierung und de-
Friedrich ren nachgelagerten Bundesdmter dariiber, dass,
Ostendorff trotz anderslautender Aussage der Bundessregie-
(BUNDNIS 90/ rung in der Antwort auf die Kleine Anfrage der

DIE GRUNEN) Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (Bundes-
tagsdrucksache 19/11226), laut Informationen der
Staatsanwaltschaft Dessau-RofBlau ,auch in
Deutschland der Produktion und Gewinnung von
PMSG (Pregnant Mare Serum Gonadotropin)-
Stoffen erfolgt™ (Schreiben der Staatsanwaltschaft
Dessau-Rofllau vom 25. September 2018 mit der
Geschéftsnummer 308 Js 26577/17), und wie vie-
le Pferde wurden in den Jahren 2015 bis 2018
beim Bundesministerium fiir Erndhrung und
Landwirtschaft (BMEL) als Versuchstiere gemel-
det (bitte nach Jahren aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Hans-Joachim Fuchtel
vom 4. Septemberg 2019

Der Bundesregierung liegen keine Informationen zu dem in der Frage
genannten Schreiben der Staatsanwaltschaft Dessau-Rosslau vom
25. September 2018 und dem in diesem Schreiben dargestellten Sach-
verhalt beziiglich einer angeblichen Produktion und Gewinnung von
Pregnant Mare Serum Gonadotropin (PMSG) in Deutschland vor.

Die Gewinnung von Pregnant Mare Serum Gonadotropin (PMSG) wére
in Deutschland als Tierversuch nach § 7a Absatz 1 Nr. 4 des Tierschutz-
gesetzes (Verwendung von Versuchstieren im Rahmen der Entwicklung
und Herstellung sowie Priifung der Qualitdt, Wirksamkeit oder Unbe-
denklichkeit von Arzneimitteln, Lebensmitteln, Futtermitteln oder ande-
ren Stoffen oder Produkten) einzustufen und damit grundsétzlich geneh-
migungspflichtig. Da die Genehmigung von Tierversuchen den Behor-
den der Lander obliegt, liegen der Bundesregierung zu einzelnen Ver-
suchsvorhaben keine Erkenntnisse vor.
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Die Zahl der als Versuchstiere gemeldeten Pferde ist in der nachstehen-
den Ubersicht iiber die in Tierversuchen nach § 7 Absatz2 des Tier-
schutzgesetzes insgesamt verwendeten Equiden” (aufgeschliisselt nach
den Jahren 2015 bis 2017"") dargestellt:

Jahr Gesamt
2015 1.507
2016 1.295
2017 1.209
68. Abgeordneter Bei wie vielen der beim BMEL gemeldeten Fil-
Friedrich len von Pferden als Versuchstiere handelte es sich
Ostendorff um die Abnahme von Stutenserum bei trichtigen
(BUNDNIS 90/ Tieren (bitte nach Jahren von 2015 bis 2018 auf-

DIE GRUNEN) schliisseln) und ist grundsitzlich eine PMSG-Pro-
duktion in Deutschland trotz der deutschen ,,Leit-
linien zur Gewinnung, Lagerung, Transport und
Verabreichung von Blut und Blutprodukten im
Veterindrbereich® des Bundesamtes fiir Verbrau-
cherschutz und Lebensmittelsicherheit, die vor-
schreiben, dass trachtigen Stuten kein Blut abge-
nommen werden darf, erlaubt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Hans-Joachim
Fuchtel
vom 4. September 2019

Eine Gewinnung von PMSG ist in Deutschland, sofern sie tatsdchlich
stattfinden sollte, als Tierversuch nach § 7a Absatz 1 Nummer 4 des
Tierschutzgesetzes (Verwendung von Versuchstieren im Rahmen der
Entwicklung und Herstellung sowie Priifung der Qualitdt, Wirksamkeit
oder Unbedenklichkeit von Arzneimitteln, Lebensmitteln, Futtermitteln
oder anderen Stoffen oder Produkten) einzustufen und damit grundsétz-
lich genehmigungspflichtig. Da die Genehmigung von Tierversuchen
den Behorden der Lander obliegt, liegen der Bundesregierung zu einzel-
nen Versuchsvorhaben keine Erkenntnisse vor.

Grundsitzlich ist die Herstellung von pharmazeutischen Wirkstoffen aus
Quellen tierischen Ursprungs zuléssig, sofern die rechtlichen Anforde-
rungen, darunter auch die Regelungen des Tierschutzgesetzes und des
Arzneimittelrechts, eingehalten werden.

69. Abgeordneter Sind entsprechend des Gutachtens des Umwelt-
Friedrich bundesamtes ,, Tierwohl und Umweltschutz* (Tex-
Ostendorff te 51/2019) die Vorschlidge der Bundesministerin
(BUNDNIS 90/ fiir Erndhrung und Landwirtschaft Julia Klockner
DIE GRUNEN) zu den Kriterien des Tierwohlkennzeichens geeig-

net, um den Anspriichen der Gesellschaft nach
mehr Tierwohl (vgl. Gutachten des Wissenschaft-

* Nach der Anlage zu § 1 Absatz 2 der Versuchstiermeldeverordnung sind hier die Tierarten Pferde, Esel, Maultiere und Maulesel umfasst. Eine weitergehende Diffe-
renzierung findet nicht statt.

** Die Versuchstierzahlen fiir das Jahr 2018 liegen dem BMEL noch nicht vollsténdig vor.
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lichen Beirats fiir Agrarpolitik ,,Wege zu einer ge-
sellschaftlich akzeptierten Nutztierhaltung®) voll-
standig gerecht zu werden, und wenn nicht, wie
miissten die Kriterien gestaltet werden, um dieses
Ziel zu erreichen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Hans-Joachim
Fuchtel
vom 5. September 2019

Die Kriterien des Tierwohlkennzeichens fiir die einzelnen Nutztierarten
werden im Rahmen der nachgelagerten Rechtsverordnungen zum Tier-
wohlkennzeichengesetz festgelegt. Das Gutachten des Umweltbundes-
amtes ,, Tierwohl und Umweltschutz* (Texte 51/2019) sowie das Gutach-
ten des Wissenschaftlichen Beirats fiir Agrarpolitik ,,Wege zu einer ge-
sellschaftlich akzeptierten Nutztierhaltung* bilden dabei eine Grundlage.

70. Abgeordnete Welche in Deutschland aktiven Bio-Handelsunter-
Helin Evrim nehmen bzw. Bio-Supermarktketten bekennen
Sommer sich nach Kenntnis der Bundesregierung bislang
(DIE LINKE.) in ihrer unternehmerischen Tétigkeit ausdriicklich

zu den Nachhaltigen Entwicklungszielen (SDGs)
der Vereinten Nationen, und mit welchen {iblichen
MaBnahmen wird dabei zur Einhaltung insbeson-
dere des SDG 12 (nachhaltige(r) Konsum und
Produktion) sowie des SDG 13 (Klimaschutz)
beigetragen (www.alnatura.de/de-de/ueber-uns/
nachhaltigkeit/wie-wir-nachhaltig-handeln/nach
haltigkeitspreis-2011, abgerufen am 26. August
2019)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Stiibgen
vom 3. September 2019

Der Bundesregierung liegen keine Informationen dariiber vor, welche
der o. g. Unternehmen sich bislang zu den Nachhaltigen Entwicklungs-
zielen der Vereinten Nationen bekennen bzw. mit welchen Maflnahmen
zur Einhaltung der SDG (Sustainable Development Goals) 12 und 13
beigetragen wird.

Gemal offentlich kommunizierten Informationen und Unternehmensbe-
richten unterstiitzen zahlreiche Bio-Handelsunternehmen nach eigenen
Angaben MafBnahmen in den Bereichen nachhaltiger Konsum- und Pro-
duktion sowie Klimaschutz, die den o. g. Zielen der Vereinten Nationen
entsprechen.

Hierzu zdhlen neben der Konzentration auf die Vermarktung von Bio-
produkten weitere, iiber die Regelungen des Oko-Rechts hinausgehende
betriebsbezogene Normen und Vorgaben,, wie die Erhéhung der Ener-
gieeffizienz (z. B. Abwirmenutzung, Reduzierung Wasser- und Strom-
verbrauch), dkologische Energieversorgung (z. B. Strom aus erneuerba-
ren Energien, Verwendung von Okostrom, eigene Photovoltaikanlagen,
Unterstiitzung von Elektromobilitdt durch den Einsatz von Dienstfahr-


http://www.alnatura.de/de-de/ueber-uns/nachhaltigkeit/wie-wir-nachhaltig-handeln/nachhaltigkeitspreis-2011
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zeugen mit Elektro- oder Erdgasantrieb), Reduzierung von Verpa-
ckungsmiill (z. B. ,,Unverpackt“-Stationen,, keine Einwegtaschen), Re-
duzierung von Lebensmittelabfillen (z. B. Zusammenarbeit mit ,,Food-
sharing®, eigene Kampagne zur Vermeidung von Verpackung und Plas-
tik) oder ein Fokus auf regional hergestellte Produkte (z. B. im Umkreis
von 100 bis zu 200 km).

Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

71. Abgeordnete Wie hat sich der Bedarf von Pldtzen im Bundes-
Dr. Anna freiwilligendienst von 2015 bis 2019 entwickelt
Christmann (bitte pro Jahr Zahl der Bewerberinnen und Be-
(BUNDNIS 90/ werber und Anzahl der jeweils verfiigbaren Plitze

DIE GRUNEN) angeben), und wie steht diese Entwicklung im Zu-
sammenhang mit den von der Bundesregierung
als ,,Bedarfsplanung®“ beschriebenen geplanten
Kiirzungen beim Haushaltsansatz bzw. Einzel-
plan-Entwurf fiir den Bundesfreiwilligendienst fiir
das Jahr 2020 (Einzelplan 17, Titelgruppe 01, Ti-
tel 684 14)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Stefan Zierke
vom 2. September 2019

Das Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben erfasst
statistisch nur abgeschlossene Vereinbarungen, aber nicht den Bedarf an
Platzen im Bundesfreiwilligendienst.

Die Erlauterung ,,Weniger wegen Bedarfsplanung™ bezieht sich auf den
Ansatz der zur Verfiigung stehenden Haushaltsmittel. Mit dem Vermerk
wird die Absenkung des Titelansatzes im Regierungsentwurf zum Haus-
halt 2020 gegeniiber dem Soll-Ansatz des Haushaltsjahres 2019 erlau-

tert.

72. Abgeordnete Wie begriindet die Bundesregierung die geplante
Monika Lazar Kiirzung der Mittel fiir das Programm ,,Demokra-
(BUNDNIS 90/ tie leben* gegeniiber dem Vorjahr um 8 Mio. Euro

DIE GRUNEN) auf 107,5 Mio. Euro im Haushaltsentwurf 2020
des Bundesministeriums fiir Familie, Frauen, Se-
nioren und Jugend?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Stefan Zierke
vom 3. September 2019

Die Stirkung der freiheitlichen Demokratie ist ein wichtiges Anliegen
flir die Bundesregierung. Deshalb wollen wir MaBinahmen zur Starkung
der Demokratie und Zivilgesellschaft umsetzen. Dazu gehort u. a. auch
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die nachhaltige Absicherung von qualitativ guten Programmen zur De-
mokratieforderung und Extremismuspravention. Das Bundesamt ,,De-
mokratie leben!* hat mit seinen Projekten, die sich fiir unsere Demokra-
tie und gegen jede Form von Extremismus einsetzen, fiir den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt eine sehr grofe Bedeutung. Die erste For-
derperiode fiir dieses Programm endet am 31. Dezember 2019. Derzeit
wird die zweite Forderperiode von 2020 bis 2024 vorbereitet. Mit ihr
sollen die Ziele von ,,Demokratie leben!* stirker fokussiert und teilwei-
se neu justiert werden, wobei die Erfahrungen der ersten Forderperiode
berticksichtigt werden.

Es ist sichergestellt, dass das Bundesprogramm auch iiber das Jahr 2019
hinaus weiterlaufen kann. Hierfiir sollen auch weiterhin Haushaltsmittel
zur Verfiigung gestellt werden. Im Regierungsentwurf 2020 sind dafiir
Mittel in Hohe von 107,5 Mio. Euro vorgesehen. Der Regierungsentwurf
2020 liegt dem Parlament zur Beratung vor.

73. Abgeordnete Wie viele Personalstellen sind fiir die Umsetzung
Ulle Schauws der Istanbul-Konvention im Haushalt 2020 einge-
(BUNDNIS 90/ plant, und wo sollen diese Stellen angesiedelt

DIE GRUNEN) sein?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Stefan Zierke
vom 3. September 2019

Im Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend wer-
den zur Bearbeitung und Koordinierung der Umsetzung der Istanbul-
Konvention derzeit 0,75 Personalstellen im hoheren und 9,15 Personal-
stellen im gehobenen Dienst eingesetzt.

74. Abgeordnete In welcher Hohe hat die Bundesregierung Mittel
Ulle Schauws zur Errichtung und Unterhaltung einer Koordinie-
(BUNDNIS 90/ rungs- und Monitoringstelle zur nationalen Um-

DIE GRUNEN) setzung der Istanbul-Konvention im Haushalt
2020 vorgesehen, und wann soll diese Stelle ihre
Arbeit aufnehmen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Caren Marks
vom 3. September 2019

Eine abschlieende Beantwortung der Frage ist derzeit nicht mdglich, da
bisher nur der Regierungsentwurf des Haushaltes 2020 vorliegt und da-
her die Zeit- und MaBnahmenplanung fiir das Haushaltsjahr 2020 noch
nicht abgeschlossen ist. Die Finanzierung aller MaBBnahmen steht unter
dem Vorbehalt des Inkrafttretens des Bundeshaushalts 2020.

75. Abgeordnete Werden Informationen iiber die durchschnittliche
Katja Suding Wartezeit auf einen Kindertagesstitten- bzw. Kin-
(FDP) dergartenplatz von den Bundesldndern nach

Kenntnis der Bundesregierung erhoben, und wenn
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ja, warum hat die Bundesregierung keine Kennt-
nisse liber die Hohe der durchschnittlichen Warte-
zeit (vgl. u. a. Bundestagsdrucksachen 19/11269,
19/11266), und wenn nein, warum nicht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Caren Marks
vom 4. September 2019

Die Bereitstellung und Finanzierung von Angeboten der Kindertagesbe-
treuung liegt in Zustdndigkeit der Kommunen. Diese setzen sie auf der
Grundlage des Achten Sozialgesetzbuches und der Kinderbetreuungsge-
setze der Lander um. Eine Steuerung des Angebotes, Sicherung der
Qualitdt sowie Vergabe der Kitaplitze erfolgt daher iiber die ortlichen
Triager der offentlichen Jugendhilfe oder die von ihnen beauftragten
Stellen.

Von den Landern werden nach Kenntnis der Bundesregierung keine amt-
lichen Daten zu den durchschnittlichen Wartezeiten auf einen Kinder-
tagesstitten- bzw. Kindergartenplatz erhoben. Griinde dafiir sind der
Bundesregierung nicht bekannt.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir

Gesundheit

76. Abgeordnete War es Ziel der Bundesregierung beim Koali-
Nicole Bauer tionskompromiss zum ,,Gesetz zur Verbesserung
(FDP) der Information iiber einen Schwangerschafts-

abbruch®, dass die bei der Bundesirztekammer
gefiihrte und kiirzlich  verdffentlichte Liste
(www.spiegel.de/politik/deutschland/spd-zwei
felt-an-kompromiss-zu-paragraf-219a-
a-1280188.html) eine nach meiner Auffassung
derart geringe Anzahl (nimlich 87) an Arztinnen
und Arzte auffiihrt, die Schwangerschaftsabbrii-
che durchfiihren, dass man an der Versorgungssi-
cherheit in Deutschland, der regionalen Vertei-
lung, dem Aufnahmeprozedere in die Liste, der
Offentlichkeitsarbeit fiir das neue Gesetz sowie
einer unzureichenden Zusammenarbeit bzw. Ab-
stimmung zwischen Bund und Léandern zweifeln
muss, und wenn nein, welche konkreten Schritte
will die Bundesregierung nun unternehmen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Weiss
vom 3. September 2019

Der Bundesregierung ist bewusst, dass die erste Version der von der
Bundesiarztekammer (BAK) zu fithrenden Liste iiber Arztinnen und Arz-
te sowie Krankenhéduser und Einrichtungen, die Schwangerschaftsabbrii-
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che unter den Voraussetzungen des § 218a Absatz 1 bis 3 Strafgesetz-
buch durchfiihren, eine nur geringe Anzahl an entsprechenden Adressen
enthélt. Um dem Informationsbediirfnis von Frauen in Notlagen nach
dem Sinn und Zweck der Regelung vollstindig gerecht zu werden, hat
das Bundesministerium fiir Gesundheit (BMG) zu einem gemeinsamen
Gedankenaustausch am 18. September 2019 eingeladen, um Maoglich-
keiten zur schnellen Verbesserung und zur deutlichen Erweiterung und
Vervollstindigung der Liste durch die BAK zu eruieren. Neben dem
Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und der
BAK sind hierzu auch weitere Verbinde eingeladen. Parallel hat sich die
BAK nach eigenen Angaben, gemeinsam mit dem Berufsverband der
Frauenérzte, in einem gemeinsamen Brief an mehr als 12.500 Frauenirz-
tinnen und Frauenidrzte gewandt, um auf die Liste aufmerksam zu ma-
chen und deren Bedeutung hervor zu heben.

77. Abgeordnete Was spricht aus Sicht der Bundesregierung dage-
Nicole Bauer gen, Schwangerschaftsabbriiche in das Leistungs-
(FDP) spektrum offentlicher Krankenhduser als Teil der

Versorgungssicherheit aufzunehmen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Weiss
vom 3. September 2019

GemiB § 13 Absatz 2 Schwangerschaftskonfliktgesetz haben die Lander
ein ausreichendes Angebot ambulanter und stationdrer Einrichtungen zur
Vornahme von Schwangerschaftsabbriichen sicherzustellen. Die Kran-
kenhausplanung liegt ebenfalls in der Zustidndigkeit der Lander. Insoweit
sind die Lander auch fiir die Erteilung entsprechender Versorgungsauf-
trage verantwortlich. Der Bund hat keine Mdoglichkeit, auf die Planungs-
entscheidungen der Lénder einzuwirken. Die Krankenhausbehandlung
umfasst im Rahmen des jeweiligen Versorgungsauftrags des Kranken-
hauses alle Leistungen, die im Einzelfall fiir die medizinische Versor-
gung der Versicherten im Krankenhaus notwendig sind.

78. Abgeordnete Wer wird die vom Bundesminister fiir Gesundheit
Nicole Bauer Jens Spahn geplante Studie zu den psychischen
(FDP) Folgen von Schwangerschaftsabbriichen durch-

fithren (www.spiegel.de/politik/deutschland/spd-
zweifelt-an-kompromiss-zu-paragraf-219a-
a-1280188.html)?

79. Abgeordnete Welcher Zeitplan ist fiir die Durchfiihrung der
Nicole Bauer Studie vorgesehen?
(FDP)

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Weiss
vom 3. September 2019

Die Fragen 78 und 79 werden wegen des engen Sachzusammenhangs
gemeinsam beantwortet.
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Das BMG bereitet derzeit eine 6ffentliche Bekanntmachung zu einem
Forderschwerpunkt zum Themenkomplex ,,Forschungsvorhaben zu psy-
chosozialer Situation und Unterstiitzungsbedarf von Frauen mit unge-
wollter Schwangerschaft™ vor. Diese Bekanntmachung, die im Septem-
ber 2019 verdffentlicht wird, wurde auf Grundlage zweier Fachgespra-
che mit Akteurinnen und Akteuren aus der Wissenschaft und der
Schwangerschaftskonfliktberatung erstellt. Auf die Bekanntmachung
konnen sich qualifizierte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler und
Forschungseinrichtungen mit ihren Kooperationspartnern bewerben. Der
Forderschwerpunkt wird die Forderung mehrerer themenspezifischer
Forschungsprojekte ermdglichen. Die Auswahl der Forschungsvorhaben
erfolgt unter Hinzuziehung geeigneter externer Expertise. Die Forderkri-
terien, nach denen die Auswahl erfolgt, werden mit der Bekanntma-
chung verdffentlicht. Die Bekanntmachung wird auf der Internetseite
des BMG abrufbar sein (www.bundesgesundheitsministerium.de/ministe
rium/ressortforschung/ausschreibungen-und-bekanntmachung.html und
www.forschung-bundesgesundheitsministerium.de). Ziel ist es, mit der
Forderung erster Projekte im ersten Halbjahr 2020 zu starten. Der ge-
samte Forderzeitraum des Forderschwerpunktes lduft von Anfang 2020

bis Ende 2023.

80. Abgeordnete Warum sieht die Bundesregierung im Rahmen der
Dr. Kirsten Reform der Notfallversorgung (Diskussionsent-
Kappert-Gonther ~ wurf des Bundesministeriums fiir Gesundheit
(BUNDNIS 90/ vom 12. Juli 2019) keine spezifischen Verbesse-

DIE GRUNEN) rungen fiir die geburtshilflich-gynikologische
Notfallversorgung vor, und inwiefern soll die ge-
burtshilflich-gynédkologische Notfallversorgung in
die rettungsdienstliche Notfallversorgung sowie
die Arbeit der gemeinsamen Notfallleitstellen und
integrierten Notfallzentren eingebunden werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Dr. Thomas Gebhart
vom 5. September 2019

Durch Verzahnung der verschiedenen Versorgungsbereiche plant die
Bundesregierung im Rahmen der Reform der Notfallversorgung eine
Verbesserung der Gesamtqualitit der medizinischen Notfallversorgung.
Dies betrifft alle Versorgungsbereiche, auch die geburtshilflich-gynéko-
logische Versorgung.

Integrierte Notfallzentren werden als zentrale, jederzeit zugéngliche Ein-
richtungen der medizinischen Notfallversorgung fiir alle hilfebediirftigen
Patientinnen und Patienten, folglich auch fiir diejenigen aus dem ge-
burtshilflich-gynékologischen Bereich, geschaffen. Auf der Grundlage
einer Einschitzung des Versorgungsbedarfs am gemeinsam von Kassen-
arztlicher Vereinigung und dem jeweiligen Krankenhaus betriebenen
,»lresen® im Integrierten Notfallzentrum sollen die Patientinnen und Pa-
tienten in die richtige Versorgungsebene vermittelt werden. Dies kann
eine unmittelbar erforderliche stationdre Versorgung, die Weiterleitung
zu einem Gynikologen oder die Notfallversorgung vor Ort sein.


http://www.bundesgesundheitsministerium.de/ministerium/ressortforschung/ausschreibungen-und-bekanntmachung.html
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Die zentrale Lotsenfunktion der integrierten medizinischen Notfallver-
sorgung leisten kiinftig Gemeinsame Notfallleitstellen. Als telefonisch
jederzeit erreichbare Ansprechpartner im Notfall ibernehmen sie auch
die Steuerung von Hilfesuchenden aus den geburtshilflich-gynékologi-
schen Bereich. Entsprechend des medizinischen Bedarfs kann dort die
Disponierung des Rettungsdienstes oder die Vereinbarung eines Termins
in einem Integrierten Notfallzentrum mit anschlieBender Behandlung er-

folgen.

81. Abgeordnete Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregie-
Dr. Kirsten rung die Kosten, die ausgehende Rettungssanité-
Kappert-Gonther  ter und Rettungssanititerinnen fiir ihre Ausbil-
(BUNDNIS 90/ dung tragen miissen (bitte nach Bundesland ange-

DIE GRUNEN) ben), und wann plant die Bundesregierung eine
Abschaffung dieses Schulgelds?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Dr. Thomas Gebhart
vom 5. September 2019

Dem Bundesministerium fiir Gesundheit liegen hierzu keine Erkenntnis-
S€ VOor.

Rettungssanitdterinnen und Rettungssanititer werden nach Vorgaben der
Lénder qualifiziert. Seit September 2008 erfolgt die Ausbildung auf
Grundlage der im Ausschuss Rettungswesen beschlossenen ,,Empfeh-
lungen fiir die Ausbildung von Rettungssanititerinnen und Rettungs-
sanitdtern®, die die seit 1977 geltenden ,,Grundsétze zur Ausbildung des
Personals im Rettungsdienst* (sogenanntes 520-Stunden-Programm) ab-

gelost haben.

82. Abgeordneter Welche Griinde und Ereignisse veranlassten den
Karsten Klein Bundesgesundheitsminister Jens Spahn und das
(FDP) von ihm geleitete Bundesministerium dazu, die

zunichst geplante Streichung der sogenannten
LImportforderklausel“ oder auch ,,Importquote*
fiir Arzneimittel nicht in den endgiiltigen Gesetz-
entwurf des ,,Gesetzes fiir mehr Sicherheit in der
Arzneimittelversorgung (GSAV)“ vom 27. Mérz
2019 zu tibernehmen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Weiss
vom 3. September 2019

Gesetzentwiirfe der Bundesregierung sind Ergebnis eines Abstimmungs-
prozesses nach der Beteiligung von Lindern, kommunalen Spitzen-
verbdanden, Fachkreisen und Verbdnden. Das federfithrende Bundes-
ministerium ist nach der gemeinsamen Geschiftsordnung der Bundes-
ministerien verpflichtet, die von dem Gesetzentwurf betroffenen
Bundesministerien friihzeitig bei den Vorarbeiten und der Ausarbeitung
einzubezichen. Im Verlauf einer Ressortabstimmung kann es daher zu
Anderungen von in Entwiirfen vorgeschlagenen Regelungen kommen.
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83. Abgeordnete Wie viele Menschen bezogen in den Jahren 2016
Corinna Riiffer bis 2018 jeweils in der eigenen Wohnung, in am-
(BUNDNIS 90/ bulant betreuten Wohngemeinschaften und in sta-
DIE GRUNEN) tiondren Einrichtungen nach § 43 des Elften Bu-

ches Sozialgesetzbuch (SGB XI) Leistungen der
hiuslichen Krankenpflege nach § 37 des Fiinften
Buches Sozialgesetzbuch (SGB V), weil sie auf
kiinstliche Beatmung angewiesen waren, und wel-
che Ausgaben fielen fiir diese Leistungen an die
genannten Personen in den genannten Jahren nach
Kenntnis der Bundesregierung jeweils in der eige-
nen Wohnung, in ambulant betreuten Wohnge-
meinschaften und in stationidren Einrichtungen
nach § 43 SGB XI an?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars
Dr. Thomas Gebhart
vom 2. September 2019

Die Ausgaben und Leistungsfille der gesetzlichen Krankenkassen fiir
die ambulante und stationdre Intensivpflege werden seit 2017 gesondert
statistisch erfasst. Die Statistiken weisen keine weitere Untergliederung
der ambulanten Versorgung nach dem Ort der Leistungserbringung aus.
Dies gilt auch fiir eine Untergliederung nach Diagnosen oder danach, ob
die Patientinnen bzw. Patienten kiinstlich beatmet werden.

Im Jahr 2017 betrugen die Ausgaben der gesetzlichen Krankenkassen
flir die ambulante Intensivpflege 1.517 Mio. Euro und fiir die stationére
Intensivpflege 41 Mio. Euro. Fiir das Jahr 2018 beliefen sich die Ausga-
ben auf 1.855 Mio. Euro fiir die ambulante Intensivpflege und auf
62 Mio. Euro fiir die stationdre Intensivpflege.

84. Abgeordnete In wie vielen Fillen verstieBen nach Kenntnis der
Corinna Riiffer Bundesregierung Betreiber so genannter ,,Beat-
(BUNDNIS 90/ mungs-WGs* in den Jahren 2008 bis 2018 gegen
DIE GRUNEN) gesetzliche Vorschriften oder vertragliche Verein-

barungen mit der gesetzlichen Krankenversiche-
rung, und aus welchen Griinden beabsichtigt die
Bundesregierung, mit dem Entwurf eines ,,Geset-
zes zur Starkung der Rehabilitation und der inten-
sivpflegerischen Versorgung in der gesetzlichen
Krankenversicherung® vor allem die intensivpfle-
gerische Versorgung in der eigenen Wohnung
deutlich einzuschrinken, obwohl diese unter ganz
anderen Rahmenbedingungen erfolgt als die Ver-
sorgung in so genannten ,,Beatmungs-WGs*?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Dr. Thomas Gebhart
vom 2. September 2019

VerstoBe gegen rechtliche und vertragliche Vorschriften durch Leis-
tungserbringer waren in der Vergangenheit wiederholt Gegenstand von
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Ermittlungsverfahren der Strafverfolgungsbehorden bzw. von Nachfor-
schungen der Fehlverhaltensstellen der Krankenkassen. Dem Bundes-
ministerium fiir Gesundheit (BMG) wurde berichtet, dass Leistungser-
bringer in so genannten Intensivpflege-Wohngemeinschaften der Anzei-
gepflicht nach § 132a Abs. 4 Satz 14 SGB V nicht regelmaBig nachkom-
men. Das BMG bezweckt deshalb mit dem Entwurf eines Gesetzes zur
Starkung von Rehabilitation und intensivpflegerischer Versorgung in der
gesetzlichen Krankenversicherung, insbesondere durch eine Neuord-
nung des Leistungserbringerrechts im Bereich der ambulanten intensiv-
pflegerischen Versorgung, die Transparenz des Leistungsgeschehens in
diesem Bereich zu erhohen.

Die ambulante Versorgung, insbesondere in der eigenen Héuslichkeit der
Pflegebediirftigen, erfordert wesentlich grof3ere personelle und finanziel-
le Ressourcen als die Versorgung in vollstationdren Einrichtungen. In
zunehmender Héufigkeit haben Versicherte Schwierigkeiten, einen Pfle-
gedienst zu finden, dem die erforderlichen Kapazititen fiir die personal-
intensive und pflegerisch sehr anspruchsvolle Leistung zur Verfiigung
stehen. Zugleich liegen dem BMG keine Hinweise darauf vor, dass die
medizinisch-pflegerische Versorgungsqualitdt im stationdren Bereich ge-
ringer ist als in der eigenen Héuslichkeit der Versicherten.

Ziel des vom BMG vorgelegten Referentenentwurfs ist es deshalb auch,
die beschriankt vorhandenen Ressourcen so einzusetzen, dass auch kiinf-
tig allen Patienten die qualifizierte Versorgung zur Verfiigung steht, die
sie benotigen. Zugleich soll mit einer Zumutbarkeitsregelung dafiir Sor-
ge getragen werden, dass kein Versicherter relevante Einschrankungen
seiner Teilhabemdoglichkeiten hinnehmen muss. Der Gesetzentwurf be-
findet sich noch innerhalb der Abstimmung der Bundesregierung.

85. Abgeordnete In welcher Weise wurde der Lenkungskreis des
Eva-Maria Global Health Hub Germany (GHHG) von der
Schreiber Bundesregierung bzw. dem Bundesministerium
(DIE LINKE.) fiir Gesundheit einberufen, wie im Satzungsent-

wurf des GHHG vom 21. August 2019 unter Zif-
fer 6g) erwihnt, und gab es hierzu einen Kabi-
nettsbeschluss?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Weiss
vom 4. September 2019

Um eine schnelle Funktionsfahigkeit des Global Health Hub Germany
zu ermdglichen, wurden die Mitglieder des Interim-Lenkungskreises
von der Bundesregierung fiir das erste Jahr benannt. Mogliche Kandida-
tinnen und Kandidaten hat das Bundesministerium fiir Gesundheit mit
dem Auswirtigen Amt, dem Bundesministerium fiir Bildung und For-
schung und dem Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung abgestimmt. Die Kandidatinnen und Kandidaten
wurden mit einem Schreiben ad personam in den Interim-Lenkungskreis
berufen und zur ersten Sitzung am 8. Mai 2019 eingeladen. Eines Kabi-
nettsbeschlusses bedurfte es nicht. Nach der Interimsphase sollen die
Mitglieder des Lenkungskreises aufgrund der dann vorliegenden Sat-
zung aus dem Kreis der Hub-Mitglieder bestimmt werden. Einzelheiten
hierzu werden gegenwirtig diskutiert.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Verkehr
und digitale Infrastruktur

86. Abgeordneter Wann plant die Bundesregierung die sogenannte
Dr. Marcus Faber europdische ,,Clan Vehicles Richtlinie® umzuset-
(FDP) zen, und inwiefern sehen die Planungen der

Bundesregierung je nach Umsetzung, da es als
Richtlinie Spiel bei der nationalen Ausgestaltung
gibt (www.bi-medien.de/artikel-33401-ad-rl-sau
bere-fahrzeuge.bi), Anpassungen, Férderprogram-
me oder Fordermittel vor, um mogliche Kosten
fiir Personenverkehrsgesellschaften — insbesonde-
re im landlichen Raum — zu minimieren?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Steffen Bilger
vom 3. September 2019

Im August 2019 ist die Novelle der EU-Richtlinie iiber die Forderung
sauberer und energieeffizienter Stralenfahrzeuge (Clean-Vehicles-Direc-
tive, kurz: ,,CVD) in Kraft getreten und muss bis zum 2. August 2021 in
deutsches Recht umgesetzt werden.

Die Arbeiten zur Umsetzung der Richtlinie haben innerhalb der Bundes-
regierung begonnen. Aussagen zur moglichen Ausgestaltung, notwendi-
gen Anpassungen, Forderprogrammen oder Fordermitteln kdnnen zum
jetzigen Zeitpunkt nicht getroffen werden.

87. Abgeordneter Wie viele Langsamfahrstellen gab es nach Kennt-
Dr. Christian Jung nis der Bundesregierung im ersten Halbjahr 2019
(FDP) bundesweit im Netz der Deutschen Bahn AG, und

wie viele davon wurden beseitigt (bitte nach Bun-
desland aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 5. September 2019

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG gab es im ersten Halbjahr 2019
(Stand: 30.06.2019) 228 méngelbedingte und angeordnete Langsamfahr-
stellen im Netz der DB AG, die nicht im Jahresfahrplan enthalten waren.
Davon wurden bis zum 30. Juni 2019 116 beseitigt. Betriebliche Ein-
schriankungen durch Bauarbeiten sind hierbei nicht inbegriffen.

Die Einzelwerte stellen sich wie folgt dar:

Bundesland Gesamt Davon beseitigt
Baden-Wiirttemberg 30 14
Bayern 91 55
Berlin 1 0
Brandenburg 3

Hamburg 9

Hessen 10 1
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Bundesland Gesamt Davon beseitigt
Mecklenburg-Vorpommern 1
Niedersachsen 9 5
Nordrhein-Westfalen 31 18
Rheinland-Pfalz 6 3
Sachsen 12
Sachsen-Anhalt 12 4
Schleswig-Holstein 10
Thiiringen 3 0
Summe 228 116
88. Abgeordneter Aus welchem Grund ist der vierspurige Ausbau
Oliver Krischer der B 56 zwischen Diiren und Jiilich als Verkehrs-
(BUNDNIS 90/ vorhaben nach §22 Absatz 1 unter laufender

DIE GRUNEN) Nummer 31 im Referentenentwurf des Struktur-
starkungsgesetzes Kohleregionen (StStG) aufge-
fihrt, obwohl der allein betroffene Kreis Diiren
sowie die hauptbetroffenen Kommunen Diiren
und Niederzler nach meiner Kenntnis in Kreis-
tags- und Ratsresolutionen deutlich gemacht ha-
ben, dass sie die Realisierung dieses Projekts auch
im Sinne des Strukturwandels nicht flir sinnvoll
halten und eine Aufnahme in entsprechende Pro-
jektlisten ausdriicklich ablehnen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Steffen Bilger
vom 2. September 2019

Das Bedarfsplanvorhaben B 56 Jiilich — Diiren ist im Sinne des Eck-
punktebeschlusses vom 22. Mai 2019 auch in dem Entwurf des Struk-
turstarkungsgesetzes aufgefiihrt, damit die Bedarfsplanmaflnahmen ge-
méf den genannten Finanzierungsgrundsétzchen im Einvernehmen zwi-
schen Bund und Land in seiner Planung und Realisierung vorgezogen
werden konnte.

Bei dem vierstreifigen Ausbau der MaBBnahme B 56 Jiilich — Diiren han-
delt es sich um ein Projekt mit einem Nutzen-Kosten-Verhiltnis > 10.
Neben einer Verminderung der Anzahl von Verkehrslirm betroffenen
Einwohnern weist das im Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung
2030 bewertete Projekt insbesondere eine groBe Verminderung der Be-
triebskosten im Personen- und Giiterverkehr und eine grofle Verénde-
rung der Reisezeiten im Personenverkehr auf.

In den Planungsstufen bis hin zur Planfeststellung erfolgt eine Einbin-
dung der privaten Personen und die Beteiligung der Trager 6ffentlicher
Belange, zu denen u.a. auch die betroffenen Gemeinden zéhlen.

Im Ubrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftli-
che Frage 80 auf Bundestagsdrucksache 19/11757 verwiesen.
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89. Abgeordneter Hat sich der Bundesminister fiir Verkehr und digi-
Oliver Krischer tale Infrastruktur Andreas Scheuer beim Wissen-
(BUNDNIS 90/ schaftlichen Dienst des Deutschen Bundestages
DIE GRUNEN) fiir seine AuBerungen im Hinblick auf ein Gut-

achten des Dienstes zur PKW-Maut (nicht kon-
form mit Europarecht) aus dem Jahr 2017, als er
den Juristen des Deutschen Bundestages ,,fachli-
che Ignoranz* und ,,konstruierte Vorwiirfe* unter-
stellt hat (www.tagesspiegel.de/politik/wissen
schaftlicher-dienst-des-bundestags-gutachten-
haelt-maut-fuer-rechtswidrig/19407366.html),
nach dem jiingsten Urteil des Europdischen Ge-
richtshofs in der Sache entschuldigt, und falls
nein, gedenkt er dies noch zu tun?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Steffen Bilger
vom 3. September 2019

Der Deutsche Bundestag hat nach intensiven Verhandlungen mit der
EU-Kommission (sieche hierzu auch die beigefiigte Pressemitteilung der
Européischen Kommission vom 1. Dezember 2016) das Gesetz zur
1. Anderung des Infrastrukturabgabengesetzes im Mirz 2017 verab-
schiedet. Daraufhin hat die Europdische Kommission im Mai 2017 das
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland eingestellt.

Anders als der wissenschaftliche Dienst wurden im gesamten gesetzge-
berischen Verfahren keine europarechtlichen Bedenken festgestellt.
Auch die EU-Kommission sowie der Generalanwalt am Europdischen
Gerichtshof schlossen sich dieser Auffassung an.
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Europidische Kommission - Pressemitteilung
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EU-Kommission und Deutschland einigen sich auf gerechte und
diskriminierungsfreie Maut

Briissel, 1. Dezember 2016

Am Rande des heutigen Verkehrsministerrates in Briissel haben sich EU-
Verkehrskommissarin Violeta Bulc und Alexander Dobrindt, Bundesminister fiir Verkehr und
digitale Infrastruktur, in der Mautfrage geeinigt.

Damit enden die seit Jahren andauernden Meinungsverschiedenheiten tiber die rechtliche
Ausgestaltung der geplanten Pkw-Maut in Deutschland. Die vereinbarte Lésung wahrt das Recht der
EU-Blrger auf Gleichbehandlung ungeachtet ihrer Staatsblrgerschaft, sorgt fiir eine gerechte
Infrastrukturfinanzierung und erleichtert den Ubergang zu einer emissionsarmen Mobilitat.

Verkehrskommissarin Violeta Bule kommentierte die Einigung wie folgt: ,Ich begriiBe, dass
Bundesverkehrsminister Dobrindt und ich nach jahrelangen Gesprédchen eine Lésung gefunden haben,
mit der Autofahrer aus anderen EU-Landern auch kiinftig ohne Hindernisse das deutsche StraBennetz
nutzen kénnen. Mein Dank gilt Herrn Dobrindt, der die erforderlichen Gesetzesénderungen zugesagt
hat. Die beiden Gesetze werden nach den angekiindigten Anderungen gewéhrleisten, dass das
deutsche Mautsystem mit dem EU-Recht in Einklang steht. Wir haben damit auch einen ersten groBen
Schritt in Richtung einer binnenmarktfreundlichen EU-weiten Maut getétigt."

Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt sagte: ,Mein Dank gilt Kommissionsprésident Jean-Claude
Juncker und Kommissarin Violeta Bulc fiir ihren persénlichen und kontinuierlichen Einsatz fiir eine
Lésung dieser komplexen Problematik. Die Maut ist fair, sinnvoll und gerecht. Sie sorgt dafiir, dass alle
Autofahrer an der Finanzierung unserer Autobahnen angemessen beteiligt werden. Mit der
Infrastrukturabgabe stédrken wir das Nutzerprinzip und vollziehen einen echten Systemwechsel von der
Steuer- zur Nutzerfinanzierung. Das ist ein wichtiges Signal fiir ganz Europa. Deutschland begriit das
Ziel der EU-Kommission, mittelfristig einen einheitlichen europarechtlichen Rahmen fiir ein einheitliches
europdisches Mautsystem zur Stérkung der Nutzerfinanzierung auch fir Pkw zu schaffen und ist bereit,
die EU-Kommission bei ihren Bemihungen hierzu auf européischer Ebene zu unterstiitzen."

Auf der Grundlage der von den deutschen Behérden vorgelegten (iberarbeiteten Entwiirfe haben
Kommissarin Bulc und Verkehrsminister Dobrindt eine politische Einigung tiber ein EU-konformes
deutsches Mautsystem erreicht. Jetzt ist es an der Bundesregierung, die angekiindigten Anderungen
des Infrastrukturabgabegesetzes (,Pkw-Maut") und der Kfz-Steuer anzunehmen und ins deutsche
Gesetzgebungsverfahren einzubringen. Mit der Annahme der Anderungen durch Bundestag und
Bundesrat wiirde jegliche Diskriminierung aus Griinden der Staatsangehdrigkeit beseitigt. AuBerdem
setzen die neuen Vorschriften Anreize zur Verwendung umweltfreundlicher Kraftfahrzeuge. Damit
bleiben die deutschen Autobahnen fiir alle EU-Blirger und insbesondere flr Grenzpendler leicht
zuganglich. Geplant ist einerseits, Kurzzeitvignetten - wie sie (iblicherweise von Fahrern aus dem
Ausland erworben werden - zu einem Preis deutlich unter der Jahresvignette anzubieten. Auf der
anderen Seite, sollen die geplanten Kfz-Steuersenkungen vor allem besonders umweltfreundlichen
Modellen zugutekommen.

Die StraBenmaut ist die beste Methode zur Anwendung des Nutzer- und des Verursacherprinzips auf
den StraBenverkehr. Die Regelung - wenn einmal eingefiihrt -, wird auch der von der Kommission als
Prioritat betrachteten Initiative flir emissionsarme Mobilitét nutzen, da sie Anreize fiir einen Umstieg
auf nachhaltige Verkehrsmittel setzt.

Né&chste Schritte

Die Kommission legt das Vertragsverletzungsverfahren bis auf weiteres ,auf Eis®. Sobald die
gednderten deutschen Rechtsvorschriften verabschiedet und verdffentlicht sind, kann der Fall offiziell
abgeschlossen und das Verfahren wegen Beriicksichtigung der Rechtsbedenken der Kommission
eingestellt werden. Dann wird die Kommission — wie immer - die ordnungsgemaBe Umsetzung und
Anwendung der Rechtsvorschriften nach ihrer Verabschiedung begleiten.

Hintergrund

Im Juni 2015 hatte die Europdische Kommission wegen der geplanten Einflihrung der Pkw-Maut ein
formales Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland erdffnet. Der Fall wurde am 29. September
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2016 an den Gerichtshof der Europ&ischen Union verwiesen.

Nach der heutigen Einigung wird die deutsche Bundesregierung Anderungsantréage fiir zwei bestehende
Rechtsakte vorlegen. Zum einen wird das Infrastrukturabgabegesetz zur Einfiihrung der Pkw-Maut
dahingehend gedndert werden, dass anstelle der bisher drei nun fiinf Fahrzeugkategorien eingefiihrt
werden. Dies ermdglicht eine bessere Differenzierung der Maut auf Basis von Umweltkriterien. Der
Preis fir Kurzzeitvignetten - wie sie blicherweise von Fahrern aus dem Ausland gekauft werden - soll
gegenlber dem Jahrespreis sinken und unterhalb eines Verhéltnisses von 1:7,3 angesetzt werden. Fir
die umweltfreundlichsten Autos soll beispielsweise eine Kurzzeitvignette (fiir zehn Tage) nur 2,50 Euro
kosten und damit deutlich weniger als die im Jahr 2015 urspriinglich vorgeschlagenen finf Euro. Zum
anderen wird die Kfz-Steuer nochmals geédndert, um zu erreichen, dass die umweltfreundlichsten
Fahrzeuge bei der jahrlichen Kraftfahrzeugsteuer besonders giinstig behandelt werden.

1P/16/4221
90. Abgeordneter Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung
Frank Schiffler die Quote plinktlicher ICE und Intercity fiir die
(FDP) entsprechenden Halte in Ostwestfalen-Lippe von

Mai 2019 bis Anfang September 2019 entwickelt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 5. September 2019

In der nachfolgenden Tabelle sind die Piinktlichkeitswerte flir die Halte
Altenbeken, Bad Oeynhausen, Bielefeld Hbf, Biinde (Westf), Giitersloh
Hbf, Herford, Minden (Westf), Paderborn, Warburg (Westf) fiir die Mo-
nate Mai und August 2019 aufgefiihrt:

Monat Fernverkehrshalt Piinktlichkeit
(5:59 min) — Ge-
samt
ICE/IC/EC
2019-05 Altenbeken 81,5 %
2019-05 Bad Oeynhausen 82,4 %*
2019-05 Bielefeld Hbf 77,2 %
2019-05 Biinde (Westf) 81,9 %*
2019-05 Gitersloh Hbf 77,8 %**
2019-05 Herford 88,5 %
2019-05 Minden (Westf) 82,6 %
2019-05 Paderborn Hbf 80,2 %
2019-05 Warburg (Westf) 78,6 %
2019-08 Altenbeken 69,9 %
2019-08 Bad Oeynhausen 80,1 %*
2019-08 Bielefeld Hbf 76,5 %
2019-08 Biinde (Westf) 74,1 %*
2019-08 Giitersloh Hbf 66,7 %
2019-08 Herford 92,9 %
2019-08 Minden (Westf) 84,0 %
2019-08 Paderborn Hbf 68,6 %
2019-08 Warburg (Westf) 72,4 %

* nur IC/EC Halt
** nur ICE Halt
Quelle: DB AG
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91. Abgeordneter Wann wird der digitalisierte Testbetrieb im Netz
Dr. Wieland der S-Bahn Hamburg starten (bitte genaues Da-
Schinnenburg tum angeben), und welche Abweichungen gibt es
(FDP) bisher zu den von der Bahn verdffentlichten Pla-

nungsdaten (www.deutschebahn.com/de/presse/
pressestart_zentrales uebersicht/Deutsche-Bahn-
und-Siemens-entwickeln-digitalisierten-Betrieb-
bei-der-S-Bahn-Hamburg-3183666)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 5. September 2019

Nach Angaben der Deutschen Bahn AG wird der Betrieb der Digitalen
S-Bahn Hamburg auf der Strecke Berliner Tor — Bergedorf — Aumiihle
wie geplant am 11. Oktober 2021 starten. Eine Verschiebung dieses Ter-
mins ist zum heutigen Zeitpunkt und jetzigen Projektfortschritt nicht zu

erwarten.

92. Abgeordneter In welchem Zeitraum sollen die Strecken der
Dr. Wieland S-Bahn Hamburg, an denen viele Stérungen durch
Schinnenburg Personen im Gleisbereich ausgelost werden, wie
(FDP) angekiindigt eingezdunt werden, und bis zu wel-

chem Zeitpunkt sollen jeweils die elf Tunnelhalte-
stellen der S-Bahn Hamburg mit Sperren an den
Bahnsteigenden versehen werden (www.abend
blatt.de/hamburg/kommunales/arti
cle226767335/S-Bahn-Hamburg-Verspaetung-
Chaos-Bahnhoefe-Deutsche-Bahn-Senat-Minu
ten-Takt-Hauptbahnhof-Jungfernstieg-Sternschan
ze.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Enak Ferlemann
vom 5. September 2019

Die Einzidunung an den S-Bahnstationen, an denen vermehrt Storungen
durch Personen im Gleis hervorgerufen werden, sollen auf der Strecke
Hamburg Hauptbahnhof — Hamburg Harburg und Hamburg Hauptbahn-
hof — Bahnhof Hamburg-Bergedorf bis zum 31. Dezember 2012 abge-
schlossen sein.

Beziiglich der Sperren an den Bahnsteigenden befindet sich das Bahn-
hofsmanagement Hamburg derzeit in der Sichtung und Priifung mogli-
cher Konstruktionen von Tiirtypen, so dass zum derzeitigen Zeitpunkt
noch keine Aussagen zum Fertigstellungstermin getroffen werden kann.

93. Abgeordnete Wer tragt nach Kenntnis der Bundesregierung die
Helin Evrim Kosten fiir die Reaktivierung der Siemensbahn in
Sommer Berlin (bitte detailliert nach Schieneninfrastruk-
(DIE LINKE.) tur, Planung, Vorplanung und Untersuchungen

bzw. Gutachten, Betrieb aufschliisseln) und sind
hierfiir Mittel im Haushaltsentwurf des Bundes
fur 2020 enthalten?


http://www.deutschebahn.com/de/presse/pressestart_zentrales_uebersicht/Deutsche-Bahn-und-Siemens-entwickeln-digitalisierten-Betrieb-bei-der-S-Bahn-Hamburg-3183666
http://www.abendblatt.de/hamburg/kommunales/article226767335/S-Bahn-Hamburg-Verspaetung-Chaos-Bahnhoefe-Deutsche-Bahn-Senat-Minuten-Takt-Hauptbahnhof-Jungfernstieg-Sternschanze.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 2. September 2019

Nach Angaben der Deutschen Bahn AG (DB AG) hat diese im Juni
2019 den Finanzierungsvertrag mit dem Land Berlin fiir anteilige Leis-
tungen der Leistungsphase 2 (HOAI) fiir die Reaktivierung der Siemens-
bahn bis Gartenfeld gezeichnet. Darin enthalten sind Leistungen wie
Trassenstudien, Gutachten, Baugrunduntersuchungen, Vermessungsleis-
tungen etc., welche vom Land Berlin aus Landesmitteln finanziert wer-

den.

94. Abgeordnete Welche Mehrkosten wiirden nach Kenntnis der
Helin Evrim Bundesregierung bzw. der DB AG durch die Wei-
Sommer terflihrung der Siemensbahn nach Berlin-Span-
(DIE LINKE.) dau-Hakenfelde entstehen, und wer wiirde dafiir

aufkommen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 2. September 2019

Nach Auskunft der DB AG wurde die DB Netz AG vom Land Berlin
beauftragt, eine Trassen- und Machbarkeitsstudie fiir den Abschnitt Gar-
tenfeld nach Hakenfelde als Weiterfithrung der Siemensbahn zu erarbei-
ten. Die Kosten fiir diese Studie werden vom Land Berlin aus Landes-
mitteln finanziert. Eine Grobkostenschidtzung mit den moglichen Tras-
senkorridoren liegt im 2. Quartal 2020 vor, so dass zu Kosten und Finan-
zierung erst im Anschluss Aussagen getroffen werden kdnnen.

Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit

95. Abgeordnete Unterstiitzt die Bundesregierung die von der Eu-
Britta Katharina ropdischen Union beschlossene Einweg-Plastik-
Dassler Richtlinie (www.europlarl.europa.eu/news/de/
(FDP) pressroom/201903211PR32111/wegwerfprodukte-

aus-plastik-parlament-stimmt-fur-verbot-ab-2021)
und damit unmittelbar das Verbot von Kunstra-
sengummigranulat?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Florian Pronold
vom 22. August 2019

Die Bundesregierung begriiit die Europiische Einwegkunststoff-Richtli-
nie und hat deren Entwicklung konstruktiv begleitet. Kunstrasengranula-
te sind jedoch nicht Regelungsgegenstand dieser Richtlinie. Insofern hat
die Bundesregierung auch kein Verbot im Rahmen dieser Regelung un-
terstiitzt.


http://www.europlarl.europa.eu/news/de/pressroom/20190321IPR32111/wegwerfprodukte-aus-plastik-parlament-stimmt-fur-verbot-ab-2021

Drucksache 19/13020 — 58— Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

96. Abgeordnete Wird sich die Bundesregierung fiir den Fall eines
Britta Katharina  jetzt von der Europédischen Chemikalienagentur
Dassler (ECHA) empfohlenen EU-weiten Verbotes von
(FDP) Kunstrasengummigranulat bei der EU dafiir ein-

setzen, dass bestehende Kunstrasenbeldge mit
dem Granulat bis zum Endnutzungszeitraum von
in der Regel 15 Jahren genutzt und gepflegt wer-
den diirfen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Florian Pronold
vom 22. August 2019

Der von der Europdischen Chemikalienagentur (ECHA) am 20. Mirz
2019 verdffentlichte Entwurf fiir eine Beschrdnkung von Mikroplastik
betrifft auch das iibliche Einstreumaterial fiir Kunstrasenplétze. Er wird
derzeit von den zustdndigen wissenschaftlichen Ausschiissen der ECHA
fachlich gepriift, die bis Mérz 2020 eine Stellungnahme erstellen wer-
den.

Erst auf dieser Grundlage wird die Europdische Kommission einen kon-
kreten Beschriankungsentwurf fiir Mikroplastik-Partikel vorschlagen. Ei-
ne Position der Bundesregierung zu dem Vorschlag selbst wie auch Teil-
aspekten davon kann somit erst zu diesem Zeitpunkt festgelegt werden.

97. Abgeordnete Fiir welche Ubergangsfristen wird sich die
Britta Katharina  Bundesregierung fiir den Fall eines jetzt von der
Dassler Europédischen Chemikalienagentur (ECHA) emp-
(FDP) fohlenen EU-weiten Verbotes von Kunstrasen-

gummigranulat bei der EU einsetzen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Florian Pronold
vom 22. August 2019

Es wird auf die Antwort zu Frage 96 verwiesen.

98. Abgeordnete Werden bis zur Klarung der Frage des EU-weiten
Britta Katharina  Verbotes von Kunstrasengummigranulat Antrige
Dassler zur Errichtung oder Sanierung von Kunstrasen-
(FDP) platzen mit Verwendung dieses Granulates weiter-

hin vom Bund bezuschusst?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Florian Pronold
vom 22. August 2019

Das Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat priift zurzeit,
die Neu- und Ersatzanlage von Kunstrasenpldtzen im Rahmen der bun-
desunmittelbaren Forderung nur noch zu fordern, wenn hierbei Alterna-
tiven zu Kunststoffgranulat (Mikroplastik) verwendet werden. Bereits
gewihrte Forderungen bleiben davon unbertihrt.
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99. Abgeordnete Wann wird die Bundesregierung der Aufforde-
Dr. Bettina rung des hessischen Umweltministeriums nach-
Hoffmann kommen, Anforderungen beziiglich multiresisten-
(BUNDNIS 90/ ter Keime an Betreiber von Kldranlagen zu for-
DIE GRUNEN) mulieren (www.welt.de/regionales/hessen/arti

cle199195419/Forschung-zu-Keimen-beendet-
Bakterienfunde-in-Fluessen.html), und welche
Forschungsauftrige hat die Bundesregierung als
Nachfolgeauftrage flir das abgeschlossene For-
schungsvorhaben zu Antibiotikaresistenzen im
Wasserkreislauf (HyReKA) in Auftrag gegeben
(www.hyreka.net/)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Florian Pronold
vom 5. September 2019

Der Bundesregierung liegt eine Aufforderung des hessischen Umwelt-
ministeriums zur Formulierung von Anforderungen an die Einleitungen
von Abwasser aus Kldranlagen nicht vor. Auch von der Studie und deren
Beauftragung durch die hessischen Behorden ist der Bundesregierung
nichts bekannt. Es wird zudem darauf hingewiesen, dass nach den im In-
ternet verfiigbaren Informationen das Forschungsprojekt zwar im Juni
2019 beendet wurde, der Abschlussbericht aber erst im ersten Quartal
2020 vorliegen wird.

Zum Forschungsvorhaben zu Antibiotikaresistenzen im Wasserkreislauf
(HyReKA) des Bundesministeriums fiir Bildung und Forschung ist an-
zumerken, dass zwar eine Abschlussveranstaltung im April 2019 stattge-
funden hat, ein entsprechender Abschlussbericht der Bundesregierung
aber noch nicht vorliegt. Nach Vorliegen des schriftlichen Berichts wer-
den die Erkenntnisse dann entsprechend ausgewertet. Nachfolgeauftrige
sind nicht erteilt worden.

100. Abgeordneter Aufgrund welcher wissenschaftlichen Studienlage
Dr. Achim Kessler geht die Bundesregierung, trotz vorhandener Vor-
(DIE LINKE.) behalte und offener Fragen beziiglich der gesund-

heitlichen Unbedenklichkeit von hochfrequenter
Handystrahlung (https://taz.de/Bruessel-
bremst-5G-wegen-Strahlung/!5584878/), davon
aus, dass durch den gegenwirtigen Ausbau des
5G-Mobilfunkstandards keine gesundheitliche
Gefdhrdung der Bevolkerung bestehen wird
(www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/5g-
auktion-beendet-1637030) und sieht sie, vor dem
Hintergrund eines aus meiner Sicht notwendigen
gesetzlich verankerten Schutzes gegen die negati-
ven Auswirkungen des Mobilfunknetzausbaus,
die derzeit in Deutschland geltenden Grenzwerte
fiir Mobilfunksendeanlagen als ausreichend an?


http://www.welt.de/regionales/hessen/article199195419/Forschung-zu-Keimen-beendet-Bakterienfunde-in-Fluessen.html
http://www.hyreka.net/
https://taz.de/Bruessel-bremst-5G-wegen-Strahlung/!5584878/
http://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/5g-auktion-beendet-1637030
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Antwort der Parlamentarischen Staatsekretirin
Rita Schwarzeliihr-Sutter
vom 3. September 2019

Der 5G-Mobilfunkstandard ist zwar technisch anders als die bisherigen
Standards, einen grundsétzlichen Unterschied zwischen elektromagneti-
schen Feldern bisheriger Mobilfunknetze und denjenigen von 5G-Sende-
anlagen gibt es aber nicht. Daher gelten fiir den Betrieb der Sendeanla-
gen des zukiinftigen 5G-Netzes dieselben Grenzwerte der Verordnung
iiber elektromagnetische Felder (26. Verordnung zur Durchfiihrung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes: Verordnung liber elektromagnetische
Felder). Die Grenzwerte der Verordnung gelten im hochfrequenten Be-
reich bis 300 Gigahertz (GHz), also auch in allen zur Nutzung durch 5G
diskutierten oder vorgesehenen Frequenzbereichen. Bei der Einhaltung
der in der Verordnung festgelegten Grenzwerte ist davon auszugehen,
dass sich durch den Betrieb der Anlagen keine nachteiligen gesundheitli-
chen Wirkungen auf den Menschen ergeben. Diese Aussage stiitzt die
Bundesregierung nicht nur auf die Ergebnisse des von unabhéngigen
wissenschaftlichen Instituten durchgefiihrten Deutschen Mobilfunk-For-
schungsprogramms (DMF), die weitgehend auf 5G iibertragbar sind.
Vielmehr handelt es sich auch um die Bewertung nationaler und interna-
tionaler Expertengremien, die hierfiir alle verfiigbaren Publikationen he-
rangezogen haben. Zum gleichen Schluss kam auch die deutsche Strah-
lenschutzkommission in ihrer Stellungnahme ,,Biologische Auswirkun-
gen des Mobilfunks* vom 29. bzw. 30. September 2011. Grenzwerte be-
riicksichtigen die Erkenntnisse aus der Gesamtheit der wissenschaftli-
chen Veroffentlichungen (epidemiologische Studien, Tierexperimente
und Zelluntersuchungen). Grenzwertempfehlungen werden durch inter-
disziplindr besetzte Kommissionen erarbeitet; dabei beriicksichtigen sie
nur bestitigte Wirkungen. Die in Deutschland geltenden Grenzwerte
stiitzen sich auf Empfehlungen der Internationalen Kommission zum
Schutz vor nichtionisierender Strahlung (ICNIRP) sowie der deutschen
Strahlenschutzkommission (SSK). Sie orientieren sich am wissenschaft-
lichen Kenntnisstand zu Wirkungen und Risiken, nicht an bestimmten
technischen Anwendungen.

Hinsichtlich der kiinftigen genutzten Frequenzen ab 20 GHz liegen bis-
her wenige Studien beziiglich der Wirkungen von elektromagnetischen
Feldern vor. Daher hat das Bundesumweltministerium weitere Untersu-
chungen angestoflen. Allerding dringen diese Felder nicht in den Korper
ein; es sind also nur mogliche Wirkungen auf Haut und Auge zu be-
trachten.

Insgesamt sieht die Bundesregierung die geltenden Grenzwerte als aus-
reichend an. Bei Einhaltung dieser Grenzwerte entsteht durch den Aus-
bau des 5G-Mobilfunkstandards keine gesundheitliche Gefiahrdung der

Bevolkerung.

101. Abgeordnete Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung
Maria Klein- aus den kiirzlich verdffentlichten Ergebnissen
Schmeink einer Studie aus den USA, die sich auf Gesund-
(BUNDNIS 90/ heits- und Umweltdaten aus den USA und Déne-
DIE GRUNEN) mark stiitzt und nach der Luftverschmutzung

moglicherweise die Haufigkeit psychischer Er-
krankungen beeinflusst und fordert (www.sued


http://www.sueddeutsche.de/wissen/wissenschaft-foerdert-luftverschmutzung-psychische-erkrankungen-dpa.um-newsmI-dpa-com-20090101-190820-99-538834
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deutsche.de/wissen/wissenschaft-foerdert-luftver
schmutzung-psychische-erkrankungen-dpa.um-
newsml-dpa-com-20090101-190820-99-538834),
und inwiefern plant die Bundesregierung, For-
schungen auf diesem Gebiet im Hinblick auf
Deutschland zu fordern und Studien dazu in Auf-
trag zu geben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Florian Pronold
vom 5. September 2019

Zu einzelnen epidemiologischen Studien nimmt die Bundesregierung
keine Stellung. Forschungsarbeiten auf dem genannten Gebiet sind nicht

in Planung.

102. Abgeordneter Sind der Bundesregierung bei der unterirdischen
Jan Korte Einlagerung von Abfillen wie Filterriickstanden
(DIE LINKE.) und Miillverbrennungsriickstinden als Bergbau-

versatzstoffe in ehemalige Bergbaustitten Pro-
bleme, wie z. B. Geruchsbeldstigungen als Ab-
wetterschichten bekannt, und sieht sie die Not-
wendigkeit, aufgrund dessen die Vorgaben der
Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft
(TA Luft) des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchGGQG) auf das Bergrecht auszuweiten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Florian Pronold
vom 6. September 2019

Nach der im Grundgesetz festgelegten Kompetenzverteilung zwischen
Bund und Landern ist ausschlieBlich das jeweilige Land fiir die Geneh-
migung und Aufsicht von Vorhaben zur Aufsuchung und Gewinnung
von Bodenschétzen zusténdig.

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts sind die
Anforderungen gemall § 22 Abs. 1 des Bundesimissionsschutzgesetzes
(BImSchG) bei der Zulassung von bergrechtlichen Betriebspldnen nach
§ 48 Abs. 2 des Bundesberggesetzes (BbergQG) als offentliche Interessen
zu berlicksichtigen. In diesem Zusammenhang sind bereits nach dem
geltenden Recht auch die Anforderungen der Technischen Anleitung zur
Reinhaltung der Luft (TA Luft) zu beachten.


http://www.sueddeutsche.de/wissen/wissenschaft-foerdert-luftverschmutzung-psychische-erkrankungen-dpa.um-newsmI-dpa-com-20090101-190820-99-538834
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Bildung
und Forschung

103. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Umstand,
Dr. Jens dass durch Unterrichtsausfall oder fachfremden
Brandenburg Unterricht eine Vergleichbarkeit zwischen den
(Rhein-Neckar) Landern und somit die Einfiihrung eines Zentral-
(FDP) abiturs erschwert wird (www.tagesschau.de/in

land/mathe-abi-101.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Thomas Rachel
vom 3. September 2019

Nach der foderalen Ordnung des Grundgesetzes sind die Lander fiir die
Schulen zustindig. Dazu gehoren auch die Bereitstellung personeller
Ressourcen zur Aufrechterhaltung der Unterrichtsversorgung und die
Gestaltung von Abschlusszertifikaten in der gymnasialen Oberstufe.

104. Abgeordneter Wie unterstiitzt die Bundesregierung die Lénder,
Dr. Jens um den bestehenden Lehrermangel zu beenden?
Brandenburg
(Rhein-Neckar)

(FDP)

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Thomas Rachel
vom 3. September 2019

Die Bundesregierung unterstiitzt im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe
flir die Forderung von Wissenschaft, Forschung und Lehre nach Art. 91b
Abs. 1 des Grundgesetzes die fiir die Aus-, Fort- und Weiterbildung von
Lehrerinnen und Lehrern zustdndigen Lander mit der ,,Qualitétsoffensi-
ve Lehrerbildung®, fiir die der Bund bis Ende 2023 bis zu 500 Mio. Euro
zur Verfiigung stellt.

Die ,,Qualitdtsoffensive Lehrerbildung” will einen wettbewerblichen,
breit wirkenden und kapazititsneutralen Impuls geben, mit dem eine
qualitativ nachhaltige Verbesserung fiir den gesamten Prozess der Leh-
rerbildung bis in die berufliche Einstiegsphase und die Weiterbildung
inhaltlich und strukturell erreicht werden soll. Zugleich sollen die Ver-
gleichbarkeit von lehramtsbezogenen Studienleistungen und Lehramt-
sabschliissen sowie der gleichberechtigte Zugang beziehungsweise die
gleichberechtige Einstellung in Vorbereitungs- und Schuldienst und da-
mit die verbesserte Mobilitdt von Studierenden und Lehrkréften verbind-
lich und nachhaltig gewéhrleistet werden.

Insgesamt werden bis zum Ende des Forderzeitraums 2023 91 Projekte
unter Einbindung von 72 lehramtsausbildenden Hochschulen in ganz
Deutschland gefordert.


http://www.tagesschau.de/inland/mathe-abi-101.html
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105. Abgeordneter Wie plant die Bundesregierung die Moglichkeiten
Dr. Jens des neuen Artikels 104c des Grundgesetzes zu
Brandenburg nutzen, um Schiiler mit schlechten Deutschkennt-
(Rhein-Neckar) nissen zu unterstiitzen und deren spiteren Schul-
(FDP) abbruch zu verhindern?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas Rachel
vom 3. September 2019

Die Bundesregierung begriiit Mainahmen, die darauf zielen, allen Kin-
dern einen guten Schulstart und eine erfolgreiche Schullaufbahn zu er-
moglichen. Das gilt insbesondere auch fiir die Sprachférderung. Die
Fordermoglichkeit iiber Art. 104c des Grundgesetzes ist jedoch be-
schrinkt auf die Gewidhrung von Finanzhilfen des Bundes an die Lander
fiir gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen zur Steigerung der Leis-
tungsfahigkeit der kommunalen Bildungsinfrastruktur.

Eine Forderung von Personen ist hiervon grundsétzlich nicht umfasst.
Entsprechend der foderalen Ordnung des Grundgesetzes liegt die Forde-
rung von Schiilern mit schlechten Deutschkenntnissen in der Zustandig-
keit der Lander.

106. Abgeordneter Inwieweit beabsichtigt die Bunderegierung zu
Kai Gehring priifen, inwiefern Hochschulen und Wissen-
(BUNDNIS 90/ schaftsorganisationen in Deutschland von Kriften

DIE GRUNEN) aus dem Ausland, insbesondere China, beeinflusst
sind bzw. unterwandert zu werden drohen — das
Vorbild Australien hat eine Ermittlungsgruppe
eingesetzt aufgrund der Auseinandersetzungen
zwischen Vertretern der Demokratiebewegung
und Anhidngern des kommunistischen Staatsappa-
rats der Volksrepublik China infolge der Massen-
proteste in Hongkong; auch untersucht die Ermitt-
lungsgruppe Cyber-Kriminalitdt und den Schutz
geistigen Eigentums (siche Deutschlandfunk vom
28. August 2019 ,,Gremium priift méglichen Ein-
fluss aus China“) —, und wie will die Bundes-
regierung dazu in Kooperation mit den Landern,
der Kultusministerkonferenz und den Vertretern
von Hochschulen und Wissenschaftsorganisatio-
nen treten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas Rachel
vom 5. September 2019

Die Bundesregierung steht in engem Kontakt und Austausch mit der Al-
lianz der deutschen Wissenschaftsorganisationen. In diesem Rahmen
werden auch sensible Themen der Kooperation (u. a. Exportkontrolle,
Dual-Use) und die Vermeidung unerwiinschter Einflussnahmen ausland-
ischer Institutionen auf Wissenschaftsorganisationen erdrtert. Anlassbe-
zogen tritt die Bundesregierung mit den Landern, betroffenen Hochschu-
len und Forschungsorganisationen in Kontakt.
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107. Abgeordnete Welche Lehrstithle zur Umweltmedizin gibt es
Dr. Bettina nach Kenntnis der Bundesregierung in Deutsch-
Hoffmann land, und wie hat sich deren Anzahl in den letzten
(BUNDNIS 90/ 20 Jahren entwickelt?

DIE GRUNEN)

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas Rachel
vom 4. September 2019

Die Bundesregierung verfiigt liber keine systematische Aufarbeitung da-
riiber, an welchen Universititen in Deutschland Lehrstiihle fir Umwelt-
medizin bestehen oder in den vergangenen 20 Jahren bestanden. Die
Einrichtung von Lehrstiihlen fallt in den Zusténdigkeitsbereich der Léan-
der und Hochschulen.

108. Abgeordnete Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung iiber
Dr. Kirsten aktuelle Forschungsvorhaben und spezialisierte
Kappert-Gonther  Forschungszentren, die sich mit Diagnose und
(BUNDNIS 90/ Behandlung von Desmose auseinandersetzen, und
DIE GRUNEN) welche MaBnahmen unternimmt die Bundesregie-

rung, um Pathogenese, Atiologie und funktionelle
Bedeutung der Desmose besser zu verstehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas Rachel
vom 5. September 2019

Im Rahmenprogramm Gesundheitsforschung der Bundesregierung wird
derzeit kein Vorhaben zu Desmose oder ein diesbeziiglich spezialisiertes
Forschungszentrum gefordert. Das Rahmenprogramm Gesundheitsfor-
schung wird in Form von thematisch fokussierten und zeitlich begrenz-
ten Forderschwerpunkten realisiert. Zum Thema Desmose gibt es keinen
einschldgigen Schwerpunkt; eine entsprechende FordermaBnahme ist
nicht in Planung.

Dies entspricht dem Vorgehen bei vielen anderen spezifischen Krankhei-
ten. Forschungsvorhaben zu spezifischen Krankheiten wie Desmose
konnen vom Bundesministerium fiir Bildung und Forschung (BMBF) je-
doch im Rahmen von Forderlinien der Projektforderung gefordert wer-
den, die beziiglich der Krankheitsbilder in der Regel themenoffen sind.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

109. Abgeordnete Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung
Margarete Bause  zu Presseberichten vor, wonach Darlehen der
(BUNDNIS 90/ Weltbank in Hohe von 30.000 US-Dollar einge-
DIE GRUNEN) setzt worden sein sollen, um der Yarkand Techni-

cal School in der chinesischen Provinz Xinjiang
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den Erwerb unter anderem von Gaswerfern,
Schlagstocken, Tarnkleidung sowie Stacheldraht
zu finanzieren, und welche Schritte unternimmt
die Bundesregierung, um zu verhindern, dass mit-
hilfe von Geldern der Weltbank Repressionen und
Menschenrechtsversto3e, insbesondere an Ange-
horigen muslimischer Minderheiten wie der Uigu-
ren, in Umerziehungslager Xinjiang begangen
werden (https://foreignpolicy.com/2019/08/27/
the-world-bank-was-warned-about-funding-repres
sion-in-xinjiang/)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Norbert Barthle
vom 5. September 2019

Am 29. August 2019 verdffentlichte die Weltbank ein Pressestatement
als Antwort auf diverse Anfragen, unter anderem aus dem US-Kongress,
in Reaktion auf den zitierten ,,Foreign Affairs“-Artikel. Darin weist die
Bank den Vorwurf zuriick, dass Gelder zweckentfremdet worden seien.
Man nehme die Anschuldigungen jedoch sehr ernst und habe eine zu-
sitzliche Uberpriifungsmission in das Projekt gesendet. Die Bundes-
regierung wartet daher den Ausgang der internen Uberpriifung der Bank

ab.

110. Abgeordneter Auf welche Summe belduft sich der deutsche Fi-
Markus nanzierungsanteil an den Zusagen der Budgethilfe
Frohnmaier der Europdischen Union im Jahr 2017 (Antwort
(AfD) der Bundesregierung zu Frage 3 der Kleinen An-

frage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdruck-
sache 19/12279)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Norbert Barthle
vom 6. September 2019

Die Europédische Union (EU) sagte fiir das Jahr 2017 1,60 Mrd. Euro
Budgethilfe zu (https://ec.europa.eu/europeaid/budget-support-trends-
and-results_en, S. 56 FF). Die Finanzierung erfolgte aus verschiedenen
Finanzinstrumenten des EU-Haushalts sowie des Européischen Entwick-
lungsfonds. Auf die Antwort der Bundesregierung auf Frage 1¢ der Klei-
nen Anfrage der Fraktion der AfD in Bundestagsdrucksache 19/11722
wird verwiesen.

Die Bundesrepublik Deutschland zahlte fiir das Jahr 2017 in den EU-
Haushalt einen Anteil von 20,5 Prozent ein sowie fiir den auerbudgeti-
ren 11. Europdischen Entwicklungsfonds einen Anteil von 20,58 Pro-

zent.

111. Abgeordneter Uber wie viele Monate waren die drei Diesel-
Markus Fahrzeuge, das Benzinfahrzeug, die neuen Plug-
Frohnmaier In-Hybrid-Fahrzeuge, das Brennstoffzellenfahr-
(AfD) zeug und die drei Elektrofahrzeuge des Bundes-

ministeriums fur wirtschaftliche Zusammenarbeit


https://foreignpolicy.com/2019/08/27/the-world-bank-was-warned-about-funding-repression-in-xinjiang/
https://ec.europa.eu/europeaid/budget-support-trends-and-results_en
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und Entwicklung bisher durchschnittlich jeweils
nach kraftstoffbezogener Motorenart genutzt
(Antwort der Bundesregierung auf die Schriftli-
che Frage 134 auf Bundestagsdrucksache
19/12437)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Norbert Barthle
vom 6. September 2019

Mit Bezug auf die Schriftliche Frage 134 auf Bundestagsdrucksache
19/12437 wird wie folgt geantwortet:

Bei einem der drei Dieselfahrzeuge handelt es sich um ein Dienstkraft-
fahrzeug, das regelmaBig nach der Jahreswagenregelung genutzt und er-
setzt wird; die durchschnittliche Nutzungsdauer betrdgt 12 Monate. Die
beiden weiteren Dieselfahrzeuge sind Transportfahrzeuge der Hausver-
waltung, von denen eines seit neun Jahren, das andere als Uberbrii-
ckungsfahrzeug seit 8 Monaten genutzt wird. Beide Fahrzeuge werden
zeitnah durch rein elektrische Transporter ersetzt.

Das Benzinfahrzeug sowie die Plug-In-Hybrid-Fahrzeuge werden nach
der Jahreswagenregelung ersetzt; die durchschnittliche Nutzungsdauer
betrdgt 12 Monate.

Das Brennstoffzellenfahrzeug ist seit einem halben Jahr in Nutzung.
Bei den Elektrofahrzeugen handelt es sich um Fahrzeuge der Hausver-

waltung, bei denen die Nutzungsdauer nach der Richtwertliste fiir
Grenzfahrleistungen und Haltedauern von Kfz bemessen wird.

112. Abgeordneter Welche durchschnittliche Gesamtlaufleistung wei-
Markus sen die drei Diesel-Fahrzeuge, das Benzinfahr-
Frohnmaier zeug, die neun Plug-In-Hybrid-Fahrzeuge, das
(AfD) Brennstoffzellenfahrzeug und die drei Elektro-

fahrzeuge des Bundesministeriums fiir wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung jeweils
nach kraftstoffbezogener Motorenart auf (Antwort
der Bundesregierung auf die Schriftliche Fra-
ge 134 auf Bundestagsdrucksache 19/12437)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Norbert Barthle
vom 6. September 2019

Mit Bezug auf die Antwort auf die Schriftliche Frage 134 auf Bundes-
tagsdrucksache 19/12437 wird wie folgt geantwortet. Es wird die durch-
schnittliche bisherige monatliche Laufleistung fiir das Jahr 2019 angege-

ben.
Fahrzeugart/Kraftstoff-An- Km-Leistung
trieb Pro Fahrzeug und Monat
Dieselfahrzeuge 1.158,67 km
Benzinfahrzeug 2.576,86 km
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Plug-In-Hybrid-Fahrzeuge 2.126,86 km
Brennstoffzellenfahrzeug 349,25 km
Elektrofahrzeuge 77  km*

* aufgrund der noch geringen Reichweite reiner E-Fahrzeuge werden die hier genannten
Fahrzeuge der Hausverwaltung lediglich fiir kurze Strecken eingesetzt

113. Abgeordneter Welchen Fahrzeugsegmenten sind die drei Diesel-
Markus Fahrzeuge, das Benzinfahrzeug, die neuen Plug-
Frohnmaier In-Hybrid-Fahrzeuge, das Brennstoffzellenfahr-
(AfD) zeug und die drei Elektrofahrzeuge des Bundes-

ministeriums fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung zuzuordnen (Antwort der
Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 134
auf Bundestagsdrucksache 19/12437)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Norbert Barthle
vom 6. September 2019

Die Frage wird wie folgt beantwortet:

Fahrzeugart Oberklasse Obere Kompakt- Nutzfahrzeug/
Kraftstoff-Antrieb Mittelklasse klasse Transporter
Dieselfahrzeuge 1 — — 2
Benzinfahrzeug — 1 — —
Plug-In-Hybrid-Fahrzeuge 4 5 — —
Brennstoffzellen-Fahrzeug — 1 — —
Elektrofahrzeuge — — 1 2
114. Abgeordnete Wird die Bundesregierung die Impfallianz Gvi,

Eva-Maria die sie mit einem Beitrag von 600 Mio. Euro un-

Schreiber terstiitzt (www.bundesregierung.de/breg-de/aktuel

(DIE LINKE.) les/Impfschutz-fuer-300-millionen-kin

der-434580), anldsslich des Auftakts der dritten
Wiederauffiillungskonferenz fiir 2020 dazu ermu-
tigen, ihren Verteilungsmechanismus (des Advan-
ced Market Commitments) zu dndern, um den
Markteintritt eines Pneumokokken-Impfstoffs ge-
gen Lungenentziindung zu fordern, anstatt teurere
Impfstoffe anderer Firmen zu kaufen und auch zu
subventionieren, da dies zu Einsparungen in Hohe
von bis zu 1 Mrd. US-Dollar und einer deutlich
hoheren Zahl an Kindern, die in den Genuss von
lebensrettenden Impfungen kommen, fithren wiir-
de (www.msf.org/gavi-should-stop-awarding-
special-funds-pfizer-and-gsk-pneumonia-vac
cine), und falls nein, wieso nicht?


http://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/Impfschutz-fuer-300-millionen-kinder-434580
http://www.msf.org/gavi-should-stop-awarding-special-funds-pfizer-and-gsk-pneumonia-vaccine
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Norbert Barthle
vom 4. September 2019

Das Advanced Market Commitment (AMC) hat wesentlich dazu beige-
tragen, dass auch Kinder in den drmsten Léndern der Welt Zugang zu
Impfstoffen gegen Pneumokokken haben. Oft vergehen 10 bis 15 Jahre
von der Zulassung eines neuen Impfstoffs bis zur Einfiihrung in Ent-
wicklungsldndern. Das AMC hat dies gedndert, indem Anreize fiir
Impfstofthersteller geschaffen wurden, Impfstoffe in angemessener
Menge zu einem fairen Preis auch fiir die drmsten Lander der Welt zu
produzieren. Seit seiner Einfiihrung im Jahr 2009 konnte das AMC zu
einer deutlichen Reduzierung von Impfstoffpreisen beitragen. Der heute
von Gavi bezahlte Preis fiir Pneumokokken-Impfstoffe betrigt nur einen
Bruchteil des iiblichen Preises in entwickelten Lindern. Zudem steht im
kommenden Jahr voraussichtlich der Markteintritt eines weiteren und
noch giinstigeren Impfstoffs gegen Pneumokokken an.

115. Abgeordnete Welche Schwerpunktsetzung will die Bundes-
Helin Evrim regierung unter Beriicksichtigung der jiingsten
Sommer Reise vom Bundesminister fiir wirtschaftliche Zu-
(DIE LINKE.) sammenarbeit und Entwicklung Dr. Gerd Miiller

in der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit
mit der Republik Namibia in den kommenden
Jahren verfolgen, und iiber welche Themen wurde
auf dem Treffen von Bundesentwicklungsminister
Dr. Gerd Miiller mit Angehorigen der Herero und
Nama in Windhuk gesprochen (vgl. www.tagsspie
gel.de/politik/muellers-geheime-mission-in-nami
bia-entwicklungsminister-trifft-vertreter-der-
herero-und-nama/24953364.html, am 30. August
2019)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Norbert Barthle
vom 6. September 2019

Die Bundesregierung beabsichtigt die entwicklungspolitische Zusam-
menarbeit mit Namibia in den néchsten Jahren weiter auszubauen und
dabei auch neue Akzente zu setzen. Insbesondere die Bereiche Berufs-
ausbildung, Wohnungsbau in informellen Siedlungen (einschlieBlich
Abwasser, Wasser und Elektrizitit) sowie Anpassungsmafinahmen an
den Klimawandel will die Bundesregierung in Zukunft noch stéarker for-
dern.

Bei den Treffen mit Angehorigen der Herero und Nama in Windhuk am
29. August 2019 hat sich Bundesminister Dr. Miiller mit den Teilnehm-
enden iiber ihre Anliegen bei der Bewiltigung der gemeinsamen Vergan-
genheit ausgetauscht. Zudem wurden Losungsansitze flir die aktuellen
und zukiinftigen Herausforderungen in den oben genannten Bereichen
besprochen.

Berlin, den 2. September 2019
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